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Fußnoten
 

** [Gemäß Artikel 2 Absätze 2 und 3 der Verordnung vom 9. Dezember 2020 (GBl. S. 1194) ist fol-
gende Regelung zu beachten:
”(2) Für Bürgermeisterwahlen und Abstimmungen, für die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Verordnung die Bekanntmachung der Wahl oder Abstimmung nach § 3 Absatz 2 des Kommunal-
wahlgesetzes bereits erfolgt ist,
1. können Wahlscheine nach dem Muster der Anlage 1 der Kommunalwahlordnung in der vor und
in der nach Inkrafttreten dieser Verordnung geltenden Fassung ausgegeben werden und
2. kann die Bekanntmachung zur Durchführung der Wahl oder Abstimmung nach § 26 der Kom-
munalwahlordnung in der vor und in der nach Inkrafttreten dieser Verordnung geltenden Fassung
erfolgen.
 
(3) Für nach dem 1. Januar 2021 stattfindende Bürgermeisterwahlen, bei denen die Stellenaus-
schreibung bis zum 31. Dezember 2020 erfolgt, kann
1. die Wählbarkeitsbescheinigung (§ 10 Absatz 4 Satz 1 des Kommunalwahlgesetzes) auch nach
dem Muster der Anlage 16 in der vor Inkrafttreten dieser Verordnung geltenden Fassung ausge-
stellt werden und
2. die eidesstattliche Versicherung (§ 10 Absatz 4 Satz 3 und 4 des Kommunalwahlgesetzes) auch
in einer vom Muster der Anlage 17 abweichenden Form erfolgen.”]
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§ 1
Bekanntmachung der Wahl

(1) Die öffentliche Bekanntmachung der Wahl nach § 3 des Kommunalwahlgesetzes enthält den Tag der
Wahl, bei der Bürgermeisterwahl auch den Tag einer etwaigen Neuwahl, und einen Hinweis auf die Ein-
tragung in das Wählerverzeichnis auf Antrag nach § 3 Abs. 2 und 4. § 5 Abs. 1 Nr. 2 und 3 bleibt unbe-
rührt.

(2) Bei der Wahl der Gemeinderäte und der Kreisräte enthält die Bekanntmachung ferner

1. die Zahl der zu wählenden Mitglieder,
bei unechter Teilortswahl auch die Zahl der für die einzelnen Wohnbezirke zu wählenden Vertre-
ter,
bei der Wahl der Kreisräte auch die Abgrenzung der Wahlkreise und die Zahl der für die einzelnen
Wahlkreise zu wählenden Mitglieder,

 

2. die Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen mit der Angabe, wo, ab wann und bis zu
welchem Zeitpunkt die Wahlvorschläge eingereicht werden müssen, und mit dem Hinweis auf die
Bestimmungen über Inhalt und Form der Wahlvorschläge sowie die mit diesen vorzulegenden Un-
terschriften, Erklärungen und Niederschriften.

 

(3) Bei der Bürgermeisterwahl enthält die Bekanntmachung ferner, wenn keine Stellenausschreibung
stattgefunden hat, die Angabe, wo, ab wann und bis zu welchem Zeitpunkt schriftliche Bewerbungen
eingereicht werden können.

§ 2
Wahlbezirke

(1) Die Wahlbezirke sollen nach den örtlichen Verhältnissen so gebildet und abgegrenzt werden, daß al-
len Wahlberechtigten die Teilnahme an der Wahl möglichst erleichtert wird. Kein Wahlbezirk soll mehr
als 2 500 Einwohner umfassen. Die Zahl der Wahlberechtigten eines Wahlbezirks darf nicht so gering
sein, daß erkennbar wird, wie einzelne Wahlberechtigte gewählt haben.

(2) Die Wahlberechtigten in Gemeinschaftsunterkünften wie Lagern, Unterkünften der Bundeswehr, des
Bundesgrenzschutzes oder der Polizei sollen nach festen Abgrenzungsmerkmalen auf mehrere Wahlbe-
zirke verteilt werden.

(3) Für Krankenhäuser, Altenheime, Altenwohnheime, Pflegeheime, Erholungsheime und gleichartige
Einrichtungen mit einer größeren Anzahl von Wahlberechtigten, die keinen Wahlraum außerhalb der
Einrichtung aufsuchen können, kann der Bürgermeister Sonderwahlbezirke zur Stimmabgabe für Inha-
ber eines Wahlscheines bilden. Mehrere Einrichtungen können zu einem Sonderwahlbezirk zusammen-
gefaßt werden. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

2. Unterabschnitt
Wählerverzeichnis

§ 3
Führung des Wählerverzeichnisses

(1) Der Bürgermeister legt vor jeder Wahl für jeden allgemeinen Wahlbezirk (§ 2 Absatz 1) ein Verzeich-
nis der Wahlberechtigten nach dem Familiennamen und den Vornamen, dem Tag der Geburt und der
Wohnung an.

(2) Personen, die auf Grund von § 12 Abs. 1 Satz 2 der Gemeindeordnung, § 10 Abs. 1 Satz 2 der Land-
kreisordnung oder § 9 Abs. 1 Satz 4 des Gesetzes über die Errichtung des Verbands Region Stuttgart
wahlberechtigt sind, werden nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen. Der Antrag ist spä-
testens bis zum 21. Tag vor der Wahl schriftlich beim Bürgermeister zu stellen. Kehrt ein Wahlberech-
tigter nach seinem Wegzug oder nach der Verlegung der Hauptwohnung aus dem Wahlgebiet in eine
andere Gemeinde des Wahlgebiets zurück oder begründet er dort seine Hauptwohnung, so hat er dem
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Antrag eine Bestätigung über den Zeitpunkt des Wegzugs oder der Verlegung der Hauptwohnung aus
dem Wahlgebiet sowie über das Wahlrecht zu diesem Zeitpunkt beizufügen. Die Bestätigung erteilt kos-
tenfrei die Gemeinde des Wahlgebiets, aus der der Wahlberechtigte in ein anderes Wahlgebiet wegge-
zogen ist oder aus der er seine Hauptwohnung in ein anderes Wahlgebiet verlegt hat. Ein Wahlberech-
tigter mit Behinderungen kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen; §
30 gilt entsprechend. Der Bürgermeister hat unverzüglich über den Antrag zu entscheiden und die Ent-
scheidung dem Betroffenen mit Rechtsbehelfsbelehrung (§ 6 Abs. 3 Satz 2 und 3 des Kommunalwahlge-
setzes) zuzustellen. Wird dem Antrag entsprochen, so genügt die Übersendung einer Wahlbenachrichti-
gung (§ 4).

(3) Der Bürgermeister kann verlangen, daß ein Unionsbürger zur Feststellung seines Wahlrechts einen
gültigen Identitätsausweis sowie eine Versicherung an Eides Statt mit der Angabe seiner Staatsangehö-
rigkeit vorlegt. Der Bürgermeister ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides Statt zuständig;
er gilt als Behörde im Sinne von § 156 des Strafgesetzbuches.

(4) Ein Unionsbürger, der nach § 26 des Bundesmeldegesetzes von der Meldepflicht befreit und nicht in
das Melderegister eingetragen ist, wird nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen. Dem An-
trag hat der Unionsbürger eine Versicherung an Eides Statt nach Absatz 3 anzuschließen, in der er fer-
ner zu erklären hat, seit wann er in der Gemeinde, bei der Wahl der Kreisräte im Landkreis, eine Woh-
nung, bei mehreren Wohnungen in der Bundesrepublik Deutschland seine Hauptwohnung, hat; bei meh-
reren Wohnungen in der Bundesrepublik Deutschland sind deren Anschriften anzugeben. Ein Unionsbür-
ger, der auf Grund von § 12 Abs. 1 Satz 2 der Gemeindeordnung oder § 10 Abs. 1 Satz 2 der Landkreis-
ordnung wahlberechtigt ist und der nach § 26 des Bundesmeldegesetzes von der Meldepflicht befreit
und nicht in das Melderegister eingetragen ist, hat in der eidesstattlichen Versicherung ferner zu erklä-
ren, in welchem Zeitraum er vor seinem Wegzug oder vor Verlegung der Hauptwohnung aus dem Wahl-
gebiet dort seine Hauptwohnung hatte. Absatz 2 Sätze 2 und 5 bis 7 sowie Absatz 3 Satz 2 gelten ent-
sprechend.

(5) Das Wählerverzeichnis wird unter fortlaufender Nummer in der Buchstabenfolge der Familiennamen,
bei gleichen Familiennamen der Vornamen, angelegt. Es kann auch nach Ortsteilen, Straßen und Haus-
nummern gegliedert werden.

(6) Das Wählerverzeichnis muß für Vermerke über die Stimmabgabe so viele Spalten, wie gleichzei-
tig Wahlen durchzuführen sind, und eine Spalte für Bemerkungen enthalten; in die letztere Spalte dür-
fen nur Vermerke nach § 7 Abs. 3 aufgenommen werden. Bei der Bürgermeisterwahl kann eine weitere
Spalte für eine etwaige Neuwahl vorgesehen werden. Bei Wahlberechtigten, die nach § 6 Absatz 4 Satz
2 Halbsatz 1 des Kommunalwahlgesetzes mit einem Sperrvermerk in das Wählerverzeichnis eingetra-
gen werden, ist in der Spalte für Bemerkungen darauf hinzuweisen, dass diese Personen erst für eine et-
waige Neuwahl des Bürgermeisters nach § 45 Absatz 2 der Gemeindeordnung wahlberechtigt sind.

§ 3a
Fortschreibung des Wählerverzeichnisses

bei Umzug

(1) Verlegt ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter,

1. der für die Wahl der Kreisräte wahlberechtigt ist, seine Wohnung in eine andere Gemeinde des-
selben Landkreises, oder

 

2. der für die Wahl der Mitglieder der Regionalversammlung des Verbands Region Stuttgart wahlbe-
rechtigt ist, seine Wohnung in eine andere Gemeinde des Verbandsgebiets,

 

und meldet er sich vor Beginn der Einsichtsfrist in das Wählerverzeichnis (§ 6 Absatz 2 des Kommu-
nalwahlgesetzes) bei der Meldebehörde der Zuzugsgemeinde an, wird er in das Wählerverzeichnis der
Zuzugsgemeinde nur auf Antrag eingetragen. Der Antrag ist spätestens bis zum 21. Tag vor der Wahl
schriftlich beim Bürgermeister der Zuzugsgemeinde zu stellen; § 3 Absatz 2 Satz 5 gilt entsprechend.
Der Wahlberechtigte ist bei der Anmeldung über die Regelung der Sätze 1 und 2 zu belehren. Erfolgt die
Eintragung auf Antrag, benachrichtigt der Bürgermeister der Zuzugsgemeinde hiervon unverzüglich den
Bürgermeister der Fortzugsgemeinde, der den Wahlberechtigten im Wählerverzeichnis streicht. Wenn
bei der Fortzugsgemeinde eine Mitteilung über den Ausschluss vom Wahlrecht vorliegt oder eine solche
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eingeht oder der Wahlberechtigte bereits von der Fortzugsgemeinde einen Wahlschein erhalten hat, be-
nachrichtigt der Bürgermeister der Fortzugsgemeinde hiervon unverzüglich den Bürgermeister der Zu-
zugsgemeinde, der den Wahlberechtigten im Wählerverzeichnis streicht. Für die Eintragung nach Satz 4
und die Streichung nach Satz 5 gilt § 3 Absatz 2 Sätze 6 und 7 entsprechend.

(2) Verlegt ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter,

1. der für die Wahl des Ortschaftsrats wahlberechtigt ist, seine Wohnung in eine andere Ortschaft
derselben Gemeinde, oder

 

2. der bisher nicht für die Wahl des Ortschaftsrats wahlberechtigt ist, seine Wohnung innerhalb der-
selben Gemeinde und wird dadurch für die Wahl des Ortschaftsrats wahlberechtigt,

 

und meldet er sich vor Ende der Einsichtsfrist in das Wählerverzeichnis (§ 6 Absatz 2 des Kommunal-
wahlgesetzes) bei der Meldebehörde an, trägt der Bürgermeister den Wahlberechtigten in das Wähler-
verzeichnis der Zuzugsortschaft ein und streicht ihn im Wählerverzeichnis des bisherigen Wahlbezirks.
Hat der Wahlberechtigte bereits eine Wahlbenachrichtigung (§ 4) erhalten, ist er auf die Änderungen ge-
genüber der Wahlbenachrichtigung hinzuweisen. Erfolgt in den Fällen des Satzes 1 die Anmeldung nach
Ende der Einsichtsfrist in das Wählerverzeichnis, erhält der Wahlberechtige auf Antrag einen Wahlschein
für den sich aufgrund der Verlegung der Wohnung ergebenden Geltungsbereich (§ 50 Absatz 5 Sätze 1
bis 3); der Wahlberechtigte ist bei der Anmeldung über diese Regelung zu belehren. Sätze 1 bis 3 finden
keine Anwendung, wenn der Wahlberechtigte bereits vor der Anmeldung einen Wahlschein erhalten hat;
die Erteilung eines Wahlscheins nach § 9 Absatz 2 Nummer 2 für die Wahl des Ortschaftsrats, für die der
Wahlberechtigte die Wahlberechtigung aufgrund der Verlegung seiner Wohnung erworben hat, bleibt
unberührt.

(3) Verlegt ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter in anderen als den in Absatz
2 genannten Fällen seine Wohnung innerhalb derselben Gemeinde, bleibt er in dem Wählerverzeichnis
des bisherigen Wahlbezirks eingetragen. Der Wahlberechtigte ist bei der Anmeldung über die Regelung
des Satzes 1 zu belehren.

(4) Verlegt ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter seine Wohnung in eine ande-
re Gemeinde und verliert dadurch seine Wahlberechtigung, streicht der Bürgermeister den Wahlberech-
tigten im Wählerverzeichnis. Bleibt der Wahlberechtigte auch nach Verlegung seiner Wohnung in ei-
ne andere Gemeinde für die Wahl der Kreisräte oder die Wahl der Mitglieder der Regionalversammlung
des Verbands Region Stuttgart wahlberechtigt und wird er nicht nach Absatz 1 in das Wählerverzeich-
nis der Zuzugsgemeinde eingetragen, trägt der Bürgermeister im Wählerverzeichnis einen Sperrver-
merk für diejenigen Wahlen ein, für die keine Wahlberechtigung mehr besteht (§ 50 Absatz 3). Satz 2
gilt entsprechend, wenn ein Wahlberechtigter seine Wohnung innerhalb der Gemeinde verlegt und da-
durch seine Wahlberechtigung für die Wahl des Ortschaftsrats verliert. Der Bürgermeister hat die Ent-
scheidung dem Betroffenen mit Rechtsbehelfsbelehrung zuzustellen.

(5) Bezieht ein Wahlberechtigter, der in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, eine weitere Wohnung,
die seine Hauptwohnung wird, oder verlegt er seine Hauptwohnung, gelten die Absätze 1 bis 4 entspre-
chend. Welche von mehreren Wohnungen eines Wahlberechtigten seine Hauptwohnung ist, bestimmt
sich nach den Vorschriften des Melderechts.

§ 4
Benachrichtigung der Wahlberechtigten

(1) Spätestens am Tag vor der Bereithaltung des Wählerverzeichnisses zur Einsichtnahme benachrich-
tigt der Bürgermeister schriftlich jeden Wahlberechtigten, der in das Wählerverzeichnis eingetragen ist,
von seiner Eintragung. Die Benachrichtigung soll enthalten

1. den Familiennamen, die Vornamen und die Wohnung des Wahlberechtigten,

 

2. die Angabe des Wahlraumes und ob dieser barrierefrei ist,

 

- Seite 6 von 90 -



3. die Angabe des Wahltags und der Wahlzeit,

 

4. die Nummer, unter der der Wahlberechtigte in das Wählerverzeichnis eingetragen ist,

 

5. die Aufforderung, die Wahlbenachrichtigung bei der Wahl mitzubringen und den Personalausweis,
Unionsbürger einen gültigen Identitätsausweis, oder einen Reisepaß bereitzuhalten,

 

6. den Hinweis, daß die Wahlbenachrichtigung einen Wahlschein nicht ersetzt und daher nicht zur
Wahl in einem anderen als dem angegebenen Wahlraum berechtigt,

 

7. einen Hinweis, wo Wahlberechtigte Informationen über barrierefreie Wahlräume erhalten können,

 

8. die Unterrichtung über die Voraussetzungen für die Erteilung eines Wahlscheines, über dessen
Beantragung sowie über die Übersendung von Briefwahlunterlagen. Sie muß mindestens Hinwei-
se darüber enthalten,
a) daß ein Wahlschein nur zu beantragen ist, wenn der Wahlberechtigte in einem anderen

Wahlbezirk des Wahlgebiets, bei der Wahl der Kreisräte des Wahlkreises, oder durch Brief-
wahl wählen will,

 

b) unter welchen Voraussetzungen ein Wahlschein erteilt wird,

 

c) daß der Wahlschein von einem anderen als dem Wahlberechtigten nur beantragt oder
in Empfang genommen werden kann, wenn die Berechtigung zur Antragstellung und zur
Empfangnahme durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und

 

d) durch welches Postunternehmen oder auf welche andere Weise die Übersendung der Brief-
wahlunterlagen erfolgt.

 

 

Wahlberechtigte, die im Berichtigungsverfahren in das Wählerverzeichnis eingetragen werden, sind un-
verzüglich nach der Eintragung zu benachrichtigen. Für Wahlberechtigte, die nach § 6 Absatz 4 Satz 2
Halbsatz 1 des Kommunalwahlgesetzes mit einem Sperrvermerk in das Wählerverzeichnis eingetragen
werden, finden die Sätze 1 bis 3 mit der Maßgabe Anwendung, dass sie unverzüglich zu benachrichtigen
sind, sobald absehbar ist, dass eine Neuwahl des Bürgermeisters nach § 45 Absatz 2 der Gemeindeord-
nung stattfindet.

(2) Der Benachrichtigung nach Absatz 1 ist ein Vordruck für einen Antrag auf Ausstellung eines Wahl-
scheines mit Briefwahlunterlagen beizufügen.

(3) Auf Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden (§ 3 Absätze
2 und 4 und § 3a Absatz 1), finden die Absätze 1 und 2 keine Anwendung, wenn sie bereits einen Wahl-
schein beantragt haben.

(4) Stellt ein Vorsitzender des Gemeindewahlausschusses fest, dass die fristgemäße Benachrichtigung
nach Absatz 1 infolge von Naturkatastrophen oder ähnlichen Ereignissen höherer Gewalt gestört ist, be-
stimmt er, dass sie in dem betroffenen Gebiet später erfolgen kann. Wenn zu besorgen ist, dass die Be-
nachrichtigung nicht bis zum sechsten Tag vor der Wahl erfolgen kann, bestimmt er, dass die Wahlbe-
rechtigten in anderer geeigneter Weise über die Angaben nach Absatz 1 Satz 2 Nummern 2, 3 und 5 bis
8 zu benachrichtigen sind. Der Vorsitzende des Gemeindewahlausschusses kann hierzu im Einzelfall er-
gänzende Regelungen zur Anpassung an die besonderen Verhältnisse treffen. Er macht die Gründe für
die Störung, das betroffene Gebiet, die von ihm für den Einzelfall getroffenen Regelungen und die Art
der Benachrichtigung in geeigneter Weise bekannt.

§ 5
Einsicht in das Wählerverzeichnis

(1) Der Bürgermeister macht spätestens am 24. Tag vor der Wahl öffentlich bekannt,
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1. wo, wie lange und zu welchen Tagesstunden das Wählerverzeichnis eingesehen werden kann und
ob der Ort der Einsichtnahme barrierefrei ist,

 

2. daß Wahlberechtigte, die das Wahlrecht durch Wegzug oder Verlegung der Hauptwohnung aus
dem Wahlgebiet verloren haben und vor Ablauf von drei Jahren seit dieser Veränderung wieder
in das Wahlgebiet zuziehen oder dort ihre Hauptwohnung begründen, auf Antrag bis zum 21. Tag
vor der Wahl vom Bürgermeister in das Wählerverzeichnis eingetragen werden,

 

3. daß Unionsbürger, die nach § 26 des Bundesmeldegesetzes von der Meldepflicht befreit sind und
die nicht in das Melderegister eingetragen sind, auf Antrag bis zum 21. Tag vor der Wahl vom
Bürgermeister in das Wählerverzeichnis eingetragen werden,

 

4. daß beim Bürgermeister innerhalb der Einsichtsfrist schriftlich oder zur Niederschrift Berichtigun-
gen beantragt werden können,

 

5. daß Wahlberechtigten, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, bis spätestens zum 21.
Tag vor der Wahl eine Wahlbenachrichtigung zugeht,

 

6. wo, in welcher Zeit und unter welchen Voraussetzungen Wahlscheine beantragt werden können,

 

7. wie durch Briefwahl gewählt wird.

 

Bei der Bürgermeisterwahl ist auch bekannt zu machen, dass Wahlberechtigte, die erst für eine etwaige
Neuwahl nach § 45 Absatz 2 der Gemeindeordnung wahlberechtigt sind, mit einem Sperrvermerk für die
erste Wahl in das Wählerverzeichnis eingetragen werden, nach Satz 1 Nummer 1 das Wählerverzeichnis
einsehen und nach Satz 1 Nummer 4 Berichtigungen beantragen können, eine Wahlbenachrichtigung
jedoch erst erhalten, wenn absehbar ist, dass eine Neuwahl stattfindet, und wo, in welcher Zeit und un-
ter welchen Voraussetzungen von diesen Wahlberechtigten Wahlscheine beantragt werden können. Die
Bekanntmachung kann mit der Bekanntmachung der Wahl nach § 1 oder mit der Bekanntmachung der
Wahlvorschläge nach § 19 verbunden werden.

(2) Der Bürgermeister hält das Wählerverzeichnis mindestens am Ort der Gemeindeverwaltung während
der allgemeinen Öffnungszeiten zur Einsichtnahme bereit. Wird das Wählerverzeichnis im automatisier-
ten Verfahren geführt, kann die Einsichtnahme durch ein Datensichtgerät ermöglicht werden. Es ist si-
cherzustellen, daß Bemerkungen nach § 7 Abs. 3 im Klartext gelesen werden können. Das Datensichtge-
rät darf nur von einem Bediensteten der Gemeinde bedient werden.

(3) Innerhalb der Einsichtsfrist ist das Anfertigen von Auszügen aus dem Wählerverzeichnis durch Wahl-
berechtigte zulässig, soweit dies im Zusammenhang mit der Prüfung des Wahlrechts einzelner be-
stimmter Personen steht. Die Auszüge dürfen nur für diesen Zweck verwendet und unbeteiligten Dritten
nicht zugänglich gemacht werden.

§ 6
Antrag auf Berichtigung des Wählerverzeichnisses

(1) Der Antrag auf Berichtigung des Wählerverzeichnisses wird beim Bürgermeister schriftlich oder zur
Niederschrift gestellt. Soweit die behaupteten Tatsachen nicht amtsbekannt oder offenkundig sind, hat
der Antragsteller die erforderlichen Beweismittel beizubringen. Ein Wahlberechtigter mit Behinderungen
kann sich der Hilfe einer anderen Person bedienen; § 30 gilt entsprechend.

(2) Will der Bürgermeister einem gegen die Eintragung eines anderen gerichteten Antrag stattgeben, so
hat er dem Betroffenen vor der Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

(3) Der Bürgermeister hat unverzüglich über den Antrag zu entscheiden und die Entscheidung dem An-
tragsteller und dem Betroffenen mit Rechtsbehelfsbelehrung zuzustellen. Wird einem auf Eintragung
gerichteten Antrag entsprochen, so genügt die Übersendung einer Wahlbenachrichtigung (§ 4).
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§ 7
Berichtigung des Wählerverzeichnisses

(1) Nach Beginn der Einsichtsfrist ist die Eintragung oder Streichung von Personen sowie die Vornahme
sonstiger Änderungen im Wählerverzeichnis nur noch auf rechtzeitigen Berichtigungsantrag zulässig. §
11 Abs. 7 bleibt unberührt.

(2) Ist das Wählerverzeichnis offensichtlich unrichtig oder unvollständig, so kann der Bürgermeister den
Mangel auch von Amts wegen beheben. Dies gilt nicht für Mängel, die Gegenstand eines rechtzeitigen
Berichtigungsantrags sind. § 6 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

(3) Alle vom Beginn der Einsichtsfrist ab vorgenommenen Änderungen sind in der Spalte “Bemerkun-
gen” zu erläutern und mit Datum und Unterschrift des vollziehenden Bediensteten, im automatisierten
Verfahren anstelle der Unterschrift mit einem Hinweis auf den verantwortlichen Bediensteten, zu verse-
hen.

(4) Nach Abschluß des Wählerverzeichnisses können Änderungen mit Ausnahme der in Absatz 2 und in
§ 27 Abs. 2 vorgesehenen Berichtigungen nicht mehr vorgenommen werden.

§ 8
Abschluß des Wählerverzeichnisses

Das Wählerverzeichnis ist spätestens am Tag vor der Wahl, jedoch nicht früher als am dritten Tag vor
der Wahl durch den Bürgermeister abzuschließen. Er stellt dabei die Zahl der Wahlberechtigten des
Wahlbezirks fest und gibt an, bei wievielen Wahlberechtigten ein Wahlscheinvermerk eingetragen ist.
Der Abschluß wird auf dem Wählerverzeichnis beurkundet. Bei automatisierter Führung des Wählerver-
zeichnisses ist vor der Beurkundung ein Ausdruck herzustellen.

3. Unterabschnitt
Wahlscheine

§ 9
Voraussetzungen für die Erteilung von Wahlscheinen

(1) Ein Wahlberechtigter, der in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, erhält auf Antrag einen Wahl-
schein.

(2) Ein Wahlberechtigter, der nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, erhält auf Antrag einen
Wahlschein,

1. wenn er nachweist, daß er ohne sein Verschulden versäumt hat, rechtzeitig die Eintragung in das
Wählerverzeichnis nach § 3 Abs. 2 und 4 oder die Berichtigung des Wählerverzeichnisses zu be-
antragen; dies gilt auch, wenn ein Unionsbürger nachweist, daß er ohne sein Verschulden ver-
säumt hat, rechtzeitig die zur Feststellung seines Wahlrechts verlangten Nachweise nach § 3 Abs.
3 und 4 vorzulegen,

 

2. wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antrags- oder Einsichtsfrist ent-
standen ist,

 

3. wenn sein Wahlrecht im Widerspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst
nach Abschluß des Wählerverzeichnisses dem Bürgermeister bekanntgeworden ist.

 

§ 10
Wahlscheinanträge

(1) Die Erteilung eines Wahlscheines kann schriftlich oder mündlich beim Bürgermeister beantragt wer-
den. Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige do-
kumentierbare Übermittlung in elektronischer Form als gewahrt; eine telefonische Antragstellung ist un-

- Seite 9 von 90 -



zulässig. Der Antragsteller muss Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum und seine Wohnanschrift
(Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) angeben. Wer den Antrag für einen anderen stellt, muß durch
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, daß er dazu berechtigt ist. Ein Wahlberechtigter mit
Behinderungen kann sich der Hilfe einer anderen Person bedienen; § 30 gilt entsprechend.

(2) Wahlscheine können bis zum zweiten Tag vor der Wahl, 18 Uhr, beantragt werden. In den Fällen des
§ 9 Abs. 2 können Wahlscheine noch bis zum Wahltag, 15 Uhr, beantragt werden. Das gleiche gilt, wenn
bei nachgewiesener plötzlicher Erkrankung oder einer Absonderungsanordnung nach dem Infektions-
schutzgesetz der Wahlraum nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten aufgesucht werden
kann; in diesem Fall hat der Bürgermeister vor Erteilung des Wahlscheines den für den Wahlbezirk des
Wahlberechtigten zuständigen Wahlvorsteher davon zu unterrichten, der entsprechend § 27 Abs. 2 zu
verfahren hat.

(3) Verspätet eingegangene schriftliche Anträge sind mit einem Vermerk über den genauen Zeitpunkt
ihres Eingangs zu versehen und mit den dazugehörigen Briefumschlägen zu verpacken und vorläufig
aufzubewahren.

§ 11
Erteilung von Wahlscheinen, Ausgabe von

Briefwahlunterlagen

(1) Der Wahlschein wird nach dem Muster der Anlage 1 vom Bürgermeister der Gemeinde erteilt, in de-
ren Wählerverzeichnis der Wahlberechtigte eingetragen ist oder hätte eingetragen werden müssen;
beim Wechsel des Wohnorts bei der Wahl der Kreisräte ist der Bürgermeister des neuen Wohnorts zu-
ständig.

(2) Wahlscheine dürfen nicht vor Zulassung der Wahlvorschläge (§ 18 Abs. 1) oder der Bewerbungen zur
Bürgermeisterwahl (§ 20 Abs. 6) erteilt werden.

(3) Der Wahlschein muß von dem mit der Erteilung beauftragten Bediensteten eigenhändig unterschrie-
ben werden und mit dem Dienstsiegel versehen sein. Das Dienstsiegel kann eingedruckt werden. Wird
der Wahlschein mit Hilfe automatischer Einrichtungen erstellt, kann abweichend von Satz 1 die Unter-
schrift fehlen; stattdessen kann der Name des beauftragten Bediensteten eingedruckt werden.

(4) Dem Wahlschein sind beizufügen

1. die amtlichen Stimmzettel, gegebenenfalls mit zugehörigem Merkblatt,

 

2. ein amtlicher Stimmzettelumschlag für die Briefwahl nach dem Muster der Anlage 12,

 

3. ein amtlicher Wahlbriefumschlag nach dem Muster der Anlage 13, auf dem die vollständige An-
schrift, wohin der Wahlbrief zu übersenden ist, die Bezeichnung der Ausgabestelle des Wahl-
scheins sowie die Wahlscheinnummer oder der Wahlbezirk von der Ausgabestelle voreingetragen
sind.

 

An Stelle der Hinweise für Briefwählerinnen und Briefwähler auf der Rückseite des Wahlscheins nach
dem Muster der Anlage 1 kann dem Wahlschein ein gesondertes Merkblatt mit entsprechenden Hinwei-
sen, die auch grafisch gestaltet werden können, beigefügt werden. Sätze 1 und 2 gelten nicht für die
Wahl nach § 12 Absatz 1.

(5) An einen anderen als den Wahlberechtigten persönlich dürfen Wahlschein und Briefwahlunterlagen
nur ausgehändigt werden, wenn die Berechtigung zum Empfang durch Vorlage einer schriftlichen Voll-
macht nachgewiesen wird. § 10 Abs. 1 Satz 5 gilt entsprechend.

(6) Postsendungen sind von der Gemeinde freizumachen. Die Gemeinde übersendet dem Wahlberech-
tigten Wahlschein und Briefwahlunterlagen mit Luftpost oder einer anderen schnelleren Versendungs-
art, wenn sich aus seinem Antrag auf Erteilung des Wahlscheins ergibt, daß er aus einem außereuro-
päischen Gebiet wählen will, oder wenn eine schnellere Versendungsart sonst geboten erscheint. Der
Wahlbriefumschlag, der den Briefwahlunterlagen beizufügen ist, ist freizumachen, sofern nicht anzuneh-
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men ist, daß der Wahlberechtigte den Wahlbrief außerhalb des Bundesgebiets aufgeben, sich einer an-
deren Versendungsart bedienen oder den Wahlbrief beim Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses
abgeben will. Wird die Versendung des Wahlscheins und der Briefwahlunterlagen an eine andere An-
schrift als die Wohnanschrift des Wahlberechtigten in einer Form nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1
beantragt, gehört zur Versendung die gleichzeitige Versendung einer Mitteilung an die Wohnanschrift
des Wahlberechtigten.

(7) Hat ein Wahlberechtigter einen Wahlschein erhalten, so wird im Wählerverzeichnis in der jeweiligen
Spalte für den Vermerk über die Stimmabgabe “Wahlschein” oder “W” eingetragen.

(8) Holt der Wahlberechtigte den Wahlschein und die Briefwahlunterlagen persönlich bei der Gemeinde
ab, so soll ihm Gelegenheit gegeben werden, die Briefwahl an Ort und Stelle auszuüben. Es ist sicher-
zustellen, daß der Stimmzettel unbeobachtet gekennzeichnet und in den Stimmzettelumschlag gelegt
werden kann.

(9) Über die erteilten Wahlscheine führt der Bürgermeister ein Wahlscheinverzeichnis, in dem die Fäl-
le des § 9 Abs. 1 und die des § 9 Abs. 2 getrennt gehalten werden. Das Wahlscheinverzeichnis enthält
unter fortlaufender Nummer Familienname, Vornamen, Tag der Geburt und Anschrift des Wahlberech-
tigten. Das Verzeichnis wird als Liste oder als Sammlung der Durchschriften der Wahlscheine geführt.
Auf dem Wahlschein wird die Nummer eingetragen, unter der der Wahlschein im Wahlscheinverzeichnis
vermerkt ist, sowie die Nummer, unter der der Wahlberechtigte im Wählerverzeichnis geführt wird, oder
der vorgesehene Wahlbezirk. Bei nicht in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten wird
auf dem Wahlschein vermerkt, daß dessen Erteilung nach § 9 Abs. 2 erfolgt ist und welchem Wahlbe-
zirk der Wahlberechtigte zugeordnet wird. Werden nach Abschluß des Wählerverzeichnisses noch Wahl-
scheine erteilt, so ist darüber ein besonderes Verzeichnis nach den Sätzen 1 bis 3 zu führen, das dem
zuständigen Wahlvorsteher zu übergeben ist.

(10) Für die Neuwahl des Bürgermeisters nach § 45 Abs. 2 der Gemeindeordnung sind den Wahlberech-
tigten, die für die erste Wahl einen Wahlschein nach § 9 Abs. 2 erhalten haben, von Amts wegen wieder-
um Wahlscheine auszustellen.

(11) Wird ein Wahlberechtigter, der bereits einen Wahlschein erhalten hat, im Wählerverzeichnis gestri-
chen, so ist der Wahlschein für ungültig zu erklären. Der Bürgermeister führt darüber ein Verzeichnis, in
das der Name des Wahlberechtigten und die Nummer des für ungültig erklärten Wahlscheins aufzuneh-
men ist; er hat das Wahlscheinverzeichnis zu berichtigen. Die Wahlvorstände der Wahlbezirke, für die
der Wahlschein gültig war, sind über die Ungültigkeit des Wahlscheins zu unterrichten. In den Fällen des
§ 22 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes ist im Wahlscheinverzeichnis und im Verzeichnis nach Satz 2 in
geeigneter Form zu vermerken, daß die Stimmen eines Wählers, der bereits an der Briefwahl teilgenom-
men hat, nicht ungültig sind.

(12) Das allgemeine Wahlscheinverzeichnis, eine Abschrift des besonderen Wahlscheinverzeichnisses
sowie das Verzeichnis nach Absatz 11 Satz 2 und Nachträge zu diesem Verzeichnis oder eine Mitteilung,
daß Wahlscheine nicht für ungültig erklärt worden sind, werden dem Vorsitzenden des Gemeindewahl-
ausschusses übergeben. Wurden noch Wahlscheine nach § 10 Abs. 2 Sätze 2 und 3 erteilt, so trägt der
Vorsitzende des Gemeindewahlausschusses die Namen der Wahlberechtigten in den Wahlscheinver-
zeichnissen nach.

(13) Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt. Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, daß ihm
der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum Tag vor der Wahl, 12 Uhr, ein neuer
Wahlschein erteilt werden. Absatz 11 Sätze 1 bis 3 und Absatz 12 Satz 2 gelten entsprechend.

§ 12
Erteilung von Wahlscheinen an bestimmte Personengruppen

(1) Der Bürgermeister fordert spätestens am achten Tag vor der Wahl von den Leitungen

1. der Einrichtungen, für die ein Sonderwahlbezirk gebildet worden ist (§ 2 Abs. 3),
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2. der Einrichtungen, für deren Wahlberechtigte die Stimmabgabe vor einem beweglichen Wahlvor-
stand vorgesehen ist (§ 22 Abs. 4),

 

ein Verzeichnis der wahlberechtigten Insassen und Bediensteten aus der Gemeinde, die am Wahltag
in der Einrichtung wählen wollen. Der Bürgermeister erteilt diesen Wahlberechtigten von Amts wegen
Wahlscheine ohne Briefwahlunterlagen und übersendet sie unmittelbar an diese.

(2) Der Bürgermeister veranlaßt die Leitungen der Einrichtungen spätestens am 13. Tag vor der Wahl,
die anderen wahlberechtigten Insassen und Bediensteten zu verständigen, auf welche Weise sie ihr
Wahlrecht ausüben können.

4. Unterabschnitt
Wahlvorschläge

§ 13
Einreichung der Wahlvorschläge

Wahlvorschläge können frühestens am Tag nach der Bekanntmachung der Wahl (§ 1) und müssen spä-
testens am 59. Tag vor der Wahl bis 18 Uhr beim Vorsitzenden des jeweils zuständigen Wahlausschus-
ses (§ 8 Abs. 3 und § 50 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes) schriftlich eingereicht werden. Wahlvor-
schläge, die am ersten Tag der Einreichungsfrist oder, wenn dieser ein Samstag, ein Sonntag oder ein
gesetzlicher Feiertag ist, bis zum nächsten Werktag jeweils vor 7.30 Uhr eingegangen sind, gelten als
zum gleichen frühesten Zeitpunkt eingegangen. Eine Partei oder Wählervereinigung kann nur einen
Wahlvorschlag, bei der Wahl der Kreisräte nur einen Wahlvorschlag für jeden Wahlkreis, einreichen.

§ 14
Inhalt und Form der Wahlvorschläge

(1) Ein Wahlvorschlag muß enthalten

1. Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Tag der Geburt und Anschrift (Hauptwohnung) der
Bewerber, bei Unionsbürgern ferner die Staatsangehörigkeit; bei unechter Teilortswahl ist in den
Fällen, in denen der Bewerber mehrere Wohnungen in der Gemeinde hat, die Anschrift in dem
Wohnbezirk anzugeben, für den der Bewerber aufgestellt wurde,

 

2. den Namen der einreichenden Partei oder Wählervereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese, oder ein Kennwort, wenn die einreichende Wählervereinigung kei-
nen Namen führt.

 

Die Namen der Bewerber müssen in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt sein. Jeder Bewerber darf nur
einmal aufgeführt sein, für keinen Bewerber dürfen Stimmenzahlen vorgeschlagen sein.

(2) Wahlvorschläge von Parteien und von mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigungen sind
von dem für das Wahlgebiet zuständigen Vorstand oder sonst Vertretungsberechtigten persönlich und
handschriftlich zu unterzeichnen. Besteht der Vorstand oder sonst Vertretungsberechtigte aus mehr als
drei Mitgliedern, genügt die Unterschrift von drei Mitgliedern, darunter die des Vorsitzenden oder sei-
nes Stellvertreters. Wahlvorschläge von nicht mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigungen sind
von den Unterzeichnern der Niederschrift nach § 9 Abs. 4 Satz 5 des Kommunalwahlgesetzes persönlich
und handschriftlich zu unterzeichnen. Gemeinsame Wahlvorschläge von Parteien und Wählervereinigun-
gen sind jeweils von den nach den Sätzen 1 bis 3 zuständigen Vertretern zu unterzeichnen. Gemeinsa-
me Wahlvorschläge, die in einer gemeinsamen Versammlung aufgestellt wurden und an denen nicht
mitgliedschaftlich organisierte Wählervereinigungen beteiligt sind, müssen, wenn nicht drei Anhänger
der nicht mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigung nach Satz 3 vorhanden sind, von drei An-
hängern der nicht mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigung, die an der gemeinsamen Aufstel-
lungsversammlung teilgenommen haben, unterzeichnet werden; die Bestimmung dieser vertretungs-
berechtigten Anhänger muß sich aus der Niederschrift über die gemeinsame Aufstellungsversammlung
nach § 9 Abs. 5 Satz 2 des Kommunalwahlgesetzes ergeben.
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(3) Muß ein Wahlvorschlag von wahlberechtigten Personen unterzeichnet sein (§ 8 Abs. 1 des Kommu-
nalwahlgesetzes), so sind die Unterschriften für jede Wahl getrennt, auf amtlichen Formblättern nach
dem Muster der Anlage 2 unter Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:

1. Die Formblätter werden auf Anforderung vom Vorsitzenden des Wahlausschusses oder, wenn der
Wahlausschuß noch nicht gebildet ist, vom Bürgermeister, Landrat oder Regionaldirektor des Ver-
bands Region Stuttgart kostenfrei geliefert. Bei der Anforderung ist der Name der einreichenden
Partei oder Wählervereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, oder
das Kennwort des Wahlvorschlags anzugeben. Ferner ist die Aufstellung der Bewerber in einer
Versammlung nach § 9 des Kommunalwahlgesetzes zu bestätigen. Der Vorsitzende des Wahlaus-
schusses oder, wenn der Wahlausschuß noch nicht gebildet ist, der Bürgermeister, Landrat oder
Regionaldirektor des Verbands Region Stuttgart hat die in Satz 2 genannten Angaben im Kopf der
Formblätter zu vermerken.

 

2. Die Wahlberechtigten, die den Wahlvorschlag unterstützen, müssen die Erklärung auf dem Form-
blatt persönlich und handschriftlich unterzeichnen; neben der Unterschrift sind Familienname,
Vorname, Tag der Geburt und Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners sowie der Tag der
Unterzeichnung anzugeben. Ein Unionsbürger, der nach § 26 des Bundesmeldegesetzes von der
Meldepflicht befreit und nicht in das Melderegister eingetragen ist, hat dem Formblatt eine Versi-
cherung an Eides Statt mit den Angaben nach § 3 Abs. 4 Satz 2 anzuschließen. Ein Unionsbürger,
der auf Grund von § 12 Abs. 1 Satz 2 der Gemeindeordnung oder § 10 Abs. 1 Satz 2 der Land-
kreisordnung wahlberechtigt ist und der nach § 26 des Bundesmeldegesetzes von der Melde-
pflicht befreit und nicht in das Melderegister eingetragen ist, hat in der eidesstattlichen Versi-
cherung ferner zu erklären, in welchem Zeitraum er vor seinem Wegzug oder vor Verlegung der
Hauptwohnung aus dem Wahlgebiet dort seine Hauptwohnung hatte. § 3 Abs. 3 Satz 2 gilt ent-
sprechend.

 

3. Bei der Wahl der Kreisräte ist für jeden Unterzeichner auf dem Formblatt eine Bescheinigung des
Bürgermeisters der Gemeinde, bei der der Unterzeichner im Wählerverzeichnis eingetragen oder
nach § 3 Abs. 2 und 4 auf Antrag einzutragen ist, beizufügen, daß er im Zeitpunkt der Unterzeich-
nung in einer Gemeinde des Wahlkreises wahlberechtigt ist. Wer für einen anderen eine Beschei-
nigung des Wahlrechts beantragt, muß auf Verlangen nachweisen, daß dieser den Wahlvorschlag
unterstützt.

 

4. Hat jemand mehrere Wahlvorschläge für eine Wahl unterzeichnet, so ist seine Unterschrift auf al-
len Wahlvorschlägen für diese Wahl ungültig.

 

5. Wahlvorschläge dürfen erst nach der Aufstellung der Bewerber durch eine Versammlung nach §
9 des Kommunalwahlgesetzes unterzeichnet werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungül-
tig.

 

(4) Sollen bei der Wahl der Kreisräte die in den einzelnen Wahlkreisen eingereichten Wahlvorschläge
als von einer gleichen Wählervereinigung im Wahlgebiet eingereicht behandelt werden (§ 22 Abs. 6 der
Landkreisordnung), so müssen sie denselben Namen oder dasselbe Kennwort tragen und ihre Unter-
zeichner die übereinstimmende Erklärung abgeben, daß diese Wahlvorschläge von einer einheitlichen
Wählervereinigung im Landkreis ausgehen. Diese Erklärung ist nicht erforderlich für Wahlvorschläge
von Wählervereinigungen im Sinne des § 8 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2 des Kommunalwahlgesetzes.

(5) Dem Wahlvorschlag sind beizufügen

1. eine Erklärung jedes vorgeschlagenen Bewerbers, daß er der Aufnahme in den Wahlvorschlag zu-
gestimmt hat (§ 8 Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes),

 

2. von einem Unionsbürger die eidesstattliche Versicherung sowie auf Verlangen eine Bescheini-
gung der zuständigen Verwaltungsbehörde seines Herkunftsmitgliedstaates über die Wählbarkeit
(§ 8 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes). Ein Unionsbürger, der auf Grund von § 12 Abs. 1 Satz
2 der Gemeindeordnung oder § 10 Abs. 1 Satz 2 der Landkreisordnung wählbar ist und der nach
§ 26 des Bundesmeldegesetzes von der Meldepflicht befreit und nicht in das Melderegister ein-
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getragen ist, hat in der eidesstattlichen Versicherung ferner zu erklären, in welchem Zeitraum
er vor seinem Wegzug oder vor Verlegung der Hauptwohnung aus dem Wahlgebiet dort seine
Hauptwohnung hatte,

 

3. eine Ausfertigung der Niederschrift und die eidesstattliche Versicherung nach § 9 des Kommunal-
wahlgesetzes,

 

4. die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften, sofern der Wahlvorschlag von wahlbe-
rechtigten Personen unterzeichnet sein muß (§ 8 Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes), bei der
Wahl der Kreisräte mit den Bescheinigungen des Wahlrechts,

 

5. bei der Wahl der Kreisräte für jeden vorgeschlagenen Bewerber eine Bescheinigung des Bürger-
meisters der zuständigen Gemeinde, daß er wählbar ist,

 

6. bei der Wahl der Ortschaftsräte, wenn die Bewerber nach § 9 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes
aufgestellt worden sind, eine von dem für das Wahlgebiet zuständigen Vorstand oder sonst Ver-
tretungsberechtigten der Partei oder Wählervereinigung unterzeichnete schriftliche Bestätigung,
daß die Voraussetzungen für dieses Verfahren vorlagen; Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.

 

Ferner kann der Vorsitzende des Wahlausschusses verlangen, daß ein Unionsbürger einen gültigen
Identitätsausweis oder Reisepaß vorlegt und seine letzte Adresse in seinem Herkunftsmitgliedstaat an-
gibt.

(6) Die Bescheinigung des Wahlrechts und die Bescheinigung der Wählbarkeit sind kostenfrei zu ertei-
len. Die Bescheinigung des Wahlrechts darf bei einer Wahl für jeden Wahlberechtigten nur einmal erteilt
werden; der Bürgermeister darf dabei nicht festhalten, für welchen Wahlvorschlag die erteilte Bescheini-
gung bestimmt ist.

§ 15
Vertrauensleute

(1) In jedem Wahlvorschlag sollen zwei Vertrauensleute mit Namen und Anschriften bezeichnet werden.
Sind keine Vertrauensleute benannt, gelten die beiden ersten Unterzeichner des Wahlvorschlags als
Vertrauensleute.

(2) Soweit im Kommunalwahlgesetz und in dieser Kommunalwahlordnung nichts anderes bestimmt ist,
sind nur die Vertrauensleute, jeder für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag ab-
zugeben und Erklärungen von Wahlorganen entgegenzunehmen.

(3) Die Vertrauensleute können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichner des Wahl-
vorschlags an den Vorsitzenden des Wahlausschusses abberufen und durch andere ersetzt werden.

§ 16
Zurücknahme und Änderung von Wahlvorschlägen

(1) Ein Wahlvorschlag kann bis zum Ablauf der Einreichungsfrist durch gemeinsame schriftliche Erklä-
rung der Vertrauensleute zurückgenommen oder geändert werden. Die Vorschriften über die Aufstel-
lung der Bewerber, die Unterzeichnung des Wahlvorschlags und die Beibringung von weiteren Unter-
schriften bleiben unberührt.

(2) Nach Ablauf der Einreichungsfrist gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend mit der Maßgabe, daß eine Zu-
rücknahme oder Änderung nur bis zur Entscheidung über die Zulassung des Wahlvorschlags zulässig ist,
eine Änderung jedoch nur, wenn ein Bewerber gestorben ist oder die Wählbarkeit verloren hat, und nur
in der Weise, daß der Wahlvorschlag durch einen an die letzte Stelle tretenden Bewerber ergänzt wird.
Das Verfahren nach § 9 des Kommunalwahlgesetzes braucht nicht eingehalten zu werden, der Unter-
schriften nach § 8 Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes bedarf es nicht.

§ 17
Vorprüfung und Beseitigung von Mängeln der Wahlvorschläge
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(1) Der Vorsitzende des Wahlausschusses vermerkt auf jedem Wahlvorschlag den Tag und die Uhrzeit
des Eingangs. Er prüft unverzüglich, ob die eingegangenen Wahlvorschläge vollständig sind und den Er-
fordernissen der Gemeindeordnung, der Landkreisordnung oder des Gesetzes über die Errichtung des
Verbands Region Stuttgart, des Kommunalwahlgesetzes und dieser Verordnung entsprechen. Stellt er
bei einem Wahlvorschlag Mängel fest, so benachrichtigt er sofort die Vertrauensleute und fordert sie
auf, behebbare Mängel rechtzeitig zu beseitigen.

(2) Nach Ablauf der Einreichungsfrist können nur noch Mängel an sich gültiger Wahlvorschläge behoben
werden. Ein Wahlvorschlag ist nicht gültig, wenn

1. die Form oder Frist des § 13 nicht gewahrt ist,

 

2. die nach § 8 Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes erforderlichen gültigen Unterschriften, bei der
Wahl der Kreisräte sowie bei Unionsbürgern, die nach § 26 des Bundesmeldegesetzes von der
Meldepflicht befreit und nicht in das Melderegister eingetragen sind, mit dem Nachweis des
Wahlrechts der Unterzeichner, fehlen, es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen,
die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden,

 

3. bei dem Wahlvorschlag einer Partei die Parteibezeichnung fehlt,

 

4. der Nachweis des § 9 des Kommunalwahlgesetzes nicht erbracht ist.

 

Ist ein Bewerber so mangelhaft bezeichnet, daß seine Person nicht feststeht, oder fehlt die Zustim-
mungserklärung eines Bewerbers, so ist der Wahlvorschlag für diesen Bewerber ungültig. Ein Wahlvor-
schlag für einen Unionsbürger ist ferner ungültig, wenn er die eidesstattliche Versicherung nicht abgibt,
daß er in seinem Herkunftsmitgliedstaat seine Wählbarkeit nicht verloren hat, wenn er die verlangte Be-
scheinigung über die Wählbarkeit nicht vorlegt oder wenn er in der eidesstattlichen Versicherung nicht
erklärt, in welchem Zeitraum er vor seinem Wegzug oder vor Verlegung der Hauptwohnung aus dem
Wahlgebiet dort seine Hauptwohnung hatte (§ 14 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2); dies gilt nicht für die Bescheini-
gung der zuständigen Verwaltungsbehörde des Herkunftsmitgliedstaates eines Unionbürgers, wenn die-
ser Nachweis infolge von Umständen, die der Bewerber nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht
werden kann.

(3) Nach der Entscheidung über die Zulassung des Wahlvorschlags (§ 8 Abs. 3 des Kommunalwahlgeset-
zes) können Mängel nicht mehr behoben werden.

(4) Die Vertrauensleute können gegen Verfügungen des Vorsitzenden nach Absatz 1 den Wahlausschuß
anrufen. Dieser hat über die Verfügung des Vorsitzenden unverzüglich zu entscheiden. Den Vertrauens-
leuten des betroffenen Wahlvorschlags ist Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

§ 18
Zulassung der Wahlvorschläge

(1) Der Wahlausschuß prüft die eingegangenen Wahlvorschläge und beschließt über ihre Zulassung
oder Zurückweisung spätestens am 52. Tag vor der Wahl. Der Vorsitzende des Wahlausschusses lädt
die Vertrauensleute der Wahlvorschläge zu der Sitzung, in der über die Zulassung entschieden wird. Vor
einer Entscheidung ist den erschienenen Vertrauensleuten der betroffenen Wahlvorschläge Gelegenheit
zur Äußerung zu geben.

(2) Der Wahlausschuß hat Wahlvorschläge zurückzuweisen, die

1. verspätet eingegangen sind oder

 

2. den Vorschriften der Gemeindeordnung, der Landkreisordnung oder des Gesetzes über die Errich-
tung des Verbands Region Stuttgart, des Kommunalwahlgesetzes oder dieser Verordnung nicht
entsprechen.
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(3) Beziehen sich die Beanstandungen nur auf einzelne Bewerber, so sind deren Namen aus dem Wahl-
vorschlag zu streichen. Enthält ein Wahlvorschlag mehr Bewerber als zulässig, bei unechter Teilortswahl
für einen Wohnbezirk, so sind die überzähligen Namen in der Reihenfolge von hinten zu streichen. Die
Namen von Bewerbern, die mit ihrer Zustimmung für dieselbe Wahl in mehrere Wahlvorschläge aufge-
nommen worden sind, sind in allen Wahlvorschlägen zu streichen.

(4) Der Wahlausschuß stellt die zugelassenen Wahlvorschläge mit den in § 14 Abs. 1 bezeichneten An-
gaben, bei Unionsbürgern ohne Angabe der Staatsangehörigkeit, sowie ihre Reihenfolge fest. Bei der
Wahl der Gemeinderäte und der Kreisräte richtet sich die Reihenfolge der Wahlvorschläge der im Ge-
meinderat und Kreistag vertretenen Parteien und Wählervereinigungen nach ihren Stimmenzahlen bei
der letzten regelmäßigen Wahl dieser Organe; bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Die übrigen
Wahlvorschläge schließen sich in der Reihenfolge ihres Eingangs an; bei gleichzeitigem Eingang ent-
scheidet das Los. Geben die Namen mehrerer Parteien oder Wählervereinigungen oder deren Kurzbe-
zeichnungen zu Verwechslungen Anlaß, so fügt der Wahlausschuß einem der Wahlvorschläge oder meh-
reren Wahlvorschlägen eine Unterscheidungsbezeichnung bei. Fehlt bei einem Wahlvorschlag einer
Wählervereinigung der Name oder das Kennwort oder gibt das Kennwort Anlaß zu Verwechslungen mit
dem Namen oder der Kurzbezeichnung einer Partei oder Wählervereinigung oder dem Kennwort einer
Wählervereinigung, die bereits in dem zu wählenden Organ vertreten ist oder deren Wahlvorschlag frü-
her eingereicht worden ist, so erhält der Wahlvorschlag den Namen des ersten Bewerbers.

(5) Der Vorsitzende gibt die Entscheidung des Wahlausschusses in der Sitzung im Anschluß an die Be-
schlußfassung unter Angabe der Gründe bekannt und weist auf den zulässigen Rechtsbehelf hin. Wer-
den Wahlvorschläge zurückgewiesen oder Bewerber gestrichen, so hat der Vorsitzende die Entscheidun-
gen den Vertrauensleuten sowie den betroffenen Bewerbern unverzüglich mit Rechtsbehelfsbelehrung
zuzustellen.

(6) Die eingereichten Wahlvorschläge sind der Niederschrift über die Sitzung beizufügen.

§ 19
Bekanntmachung der Wahlvorschläge

(1) Mehrere zugelassene Wahlvorschläge sind in der öffentlichen Bekanntmachung nach § 8 Abs. 5 des
Kommunalwahlgesetzes in der nach § 18 Abs. 4 Satz 1 festgestellten Reihenfolge aufzuführen. Bei der
Wahl der Kreisräte sind die Wahlvorschläge wahlkreisweise zusammenzufassen. Die Bekanntmachung
enthält für jeden Wahlvorschlag die in § 14 Abs. 1 bezeichneten Angaben ohne Angabe der Staatsange-
hörigkeit; statt des Tages der Geburt ist jedoch nur das Jahr der Geburt der Bewerber anzugeben. Weist
ein Bewerber bis zum Ablauf der Einreichungsfrist gegenüber dem Vorsitzenden des zuständigen Wahl-
ausschusses nach, dass für ihn im Melderegister eine Auskunftssperre nach § 51 Absatz 1 bis 4 des Bun-
desmeldegesetzes besteht, ist anstelle der Anschrift (Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift zu
verwenden; die Angabe eines Postfachs genügt nicht.

(2) Bei Zulassung nur eines oder keines Wahlvorschlags ist in der öffentlichen Bekanntmachung nach
§ 8 Abs. 5 des Kommunalwahlgesetzes darauf hinzuweisen, daß jede wählbare Person gewählt werden
kann.

5. Unterabschnitt
Bewerbungen zur Bürgermeisterwahl

§ 20

(1) Bewerbungen können bis 18 Uhr des letzten Tages der Einreichungsfrist beim Vorsitzenden des Ge-
meindewahlausschusses schriftlich eingereicht und zurückgenommen werden. Bewerbungen, die am
ersten Tag der Einreichungsfrist oder, wenn dieser ein Samstag, ein Sonntag oder ein gesetzlicher Fei-
ertag ist, bis zum nächsten Werktag jeweils vor 7.30 Uhr eingegangen sind, gelten als zum gleichen frü-
hesten Zeitpunkt eingegangen.

(2) Muß eine Bewerbung von wahlberechtigten Personen unterzeichnet sein (§ 10 Abs. 3 des Kommunal-
wahlgesetzes), so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach dem Muster der Anlage 15
unter Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:
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1. Die Formblätter werden nach Ausschreibung der Stelle auf Anforderung des Bewerbers vom Vor-
sitzenden des Gemeindewahlausschusses oder, wenn der Gemeindewahlausschuß noch nicht ge-
bildet ist, vom Bürgermeister kostenfrei geliefert; sie können auf Anforderung und ohne Verpflich-
tung auf Kostenübernahme auch als Druckvorlage oder elektronisch bereitgestellt werden. Bei
der Anforderung sind der Name und die Anschrift (Hauptwohnung) des Bewerbers anzugeben.
Der Vorsitzende des Gemeindewahlausschusses oder, wenn der Gemeindewahlausschuß noch
nicht gebildet ist, der Bürgermeister hat die in Satz 2 genannten Angaben sowie den Ort und die
Termine für die Wahl und eine etwaige Neuwahl im Kopf der Formblätter zu vermerken.

 

2. Die Wahlberechtigten, die die Bewerbung unterstützen, müssen die Erklärung auf dem Formblatt
persönlich und handschriftlich unterzeichnen; neben der Unterschrift sind Familienname, Vorna-
me, Tag der Geburt und Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners sowie der Tag der Unter-
zeichnung anzugeben. Ein Unionsbürger, der nach § 26 des Bundesmeldegesetzes von der Mel-
depflicht befreit und nicht in das Melderegister eingetragen ist, hat dem Formblatt eine Versiche-
rung an Eides Statt mit den Angaben nach § 3 Abs. 4 Satz 2 anzuschließen. Ein Unionsbürger, der
auf Grund von § 12 Abs. 1 Satz 2 der Gemeindeordnung wahlberechtigt ist und der nach § 26 des
Bundesmeldegesetzes von der Meldepflicht befreit und nicht in das Melderegister eingetragen ist,
hat in der eidesstattlichen Versicherung ferner zu erklären, in welchem Zeitraum er vor seinem
Wegzug oder vor Verlegung der Hauptwohnung in der Gemeinde seine Hauptwohnung hatte. § 3
Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.

 

3. Hat jemand mehrere Bewerbungen für eine Wahl unterzeichnet, so sind seine Unterschriften für
alle Bewerbungen dieser Wahl ungültig.

 

(3) Der Bewerbung sind beizufügen

1. die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschriften, sofern die Bewerbung von wahlberech-
tigten Personen unterzeichnet sein muß (§ 10 Abs. 3 des Kommunalwahlgesetzes),

 

2. die nach § 10 Abs. 4 Satz 1 des Kommunalwahlgesetzes für jede Wahl gesondert auszustellende
Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 16,

 

3. die eidesstattliche Versicherung des Bewerbers nach dem Muster der Anlage 17, dass er nicht
von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist (§ 10 Absatz 4 Satz 3 des Kommunalwahlgesetzes), von
einem Unionsbürger ferner die eidesstaatliche Versicherung nach dem Muster der Anlage 17 so-
wie auf Verlangen eine Bescheinigung der zuständigen Verwaltungsbehörde seines Herkunftsmit-
gliedstaates über die Wählbarkeit im Herkunftsmitgliedstaat (§ 10 Absatz 4 Satz 4 des Kommu-
nalwahlgesetzes).

 

§ 14 Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) Der Vorsitzende des Gemeindewahlausschusses vermerkt auf jeder Bewerbung den Tag und die Uhr-
zeit des Eingangs. Er prüft unverzüglich, ob die eingegangenen Bewerbungen vollständig sind und den
Erfordernissen der Gemeindeordnung, des Kommunalwahlgesetzes und dieser Verordnung entsprechen.
Stellt er bei einer Bewerbung Mängel fest, so benachrichtigt er sofort den Bewerber und fordert ihn auf,
behebbare Mängel rechtzeitig zu beseitigen.

(5) Nach Ablauf der Einreichungsfrist können nur noch Mängel an sich gültiger Bewerbungen behoben
werden. Eine Bewerbung ist nicht gültig, wenn

1. Die Form oder Frist nach Absatz 1 nicht gewahrt ist,

 

2. die nach § 10 Abs. 3 des Kommunalwahlgesetzes erforderlichen gültigen Unterschriften, bei Uni-
onsbürgern, die nach § 26 des Bundesmeldegesetzes von der Meldepflicht befreit und nicht in
das Melderegister eingetragen sind, mit dem Nachweis des Wahlrechts der Unterzeichner, fehlen,
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es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der Bewerber nicht zu vertreten hat,
nicht rechtzeitig erbracht werden,

 

3. die nach § 10 Abs. 4 Sätze 1 und 3 des Kommunalwahlgesetzes erforderliche Wählbarkeitsbe-
scheinigung und eidesstattliche Versicherung oder bei einem Unionsbürger die nach § 10 Abs. 4
Satz 4 des Kommunalwahlgesetzes erforderlichen weiteren Nachweise fehlen; dies gilt nicht für
die Wählbarkeitsbescheinigung sowie für die Bescheinigung der zuständigen Verwaltungsbehörde
des Herkunftsmitgliedstaates eines Unionsbürgers, wenn diese Nachweise infolge von Umstän-
den, die der Bewerber nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden können.

 

Nach der Entscheidung über die Zulassung der Bewerbungen (§ 10 Abs. 5 des Kommunalwahlgesetzes)
können Mängel nicht mehr behoben werden.

(6) Der Gemeindewahlausschuß stellt die zugelassenen Bewerbungen in der Reihenfolge ihres Eingangs
fest; sind Bewerbungen gleichzeitig eingegangen, entscheidet über ihre Reihenfolge das Los. Mehre-
re zugelassene Bewerbungen sind in der öffentlichen Bekanntmachung nach § 10 Abs. 6 des Kommu-
nalwahlgesetzes in der nach Satz 1 festgestellten Reihenfolge aufzuführen. Die Bekanntmachung ent-
hält Namen, Vornamen, Beruf oder Stand, Jahr der Geburt und Anschrift (Hauptwohnung) der Bewerber.
Weist ein Bewerber bis zum Ablauf der Einreichungsfrist gegenüber dem Vorsitzenden des zuständigen
Wahlausschusses nach, dass für ihn im Melderegister eine Auskunftssperre nach § 51 Absatz 1 bis 4 des
Bundesmeldegesetzes besteht, ist anstelle der Anschrift (Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift
zu verwenden; die Angabe eines Postfachs genügt nicht.

(7) Der Vorsitzende gibt die Entscheidung des Gemeindewahlausschusses in der Sitzung im Anschluß an
die Beschlußfassung unter Angabe der Gründe bekannt und weist auf den zulässigen Rechtsbehelf hin.
Wird ein Bewerber zurückgewiesen, so hat der Vorsitzende die Entscheidung dem Betroffenen unver-
züglich mit Rechtsbehelfsbelehrung zuzustellen.

6. Unterabschnitt
Wahlorgane

§ 21
Wahlausschüsse

(1) Der Gemeindewahlausschuß und der Kreiswahlausschuss werden für jede Wahl, ausgenommen die
Neuwahl des Bürgermeisters nach § 45 Abs. 2 der Gemeindeordnung, neu gebildet. Sie bestehen auch
nach der Wahl solange fort, bis alle Arbeiten abgewickelt sind.

(2) Der Vorsitzende weist die Beisitzer, den Schriftführer und die Hilfskräfte zu Beginn der ersten Sit-
zung auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amts und zur Verschwiegenheit
über die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hin.

(3) Die Wahlausschüsse verhandeln und entscheiden in öffentlicher Sitzung. Der Vorsitzende bestimmt
Zeit, Ort und Gegenstand der Sitzung, lädt die Beisitzer, den Schriftführer und die Hilfskräfte ein und
gibt Zeit, Ort und Gegenstand der Sitzung durch Aushang am oder im Eingang des Sitzungsgebäudes
mit dem Hinweis bekannt, daß jedermann Zutritt zu der Sitzung hat. Der Schriftführer ist nur stimmbe-
rechtigt, wenn er zugleich Beisitzer ist.

(4) Über jede Sitzung ist vom Schriftführer eine Niederschrift zu fertigen; sie ist vom Vorsitzenden, von
den am Schluß der Sitzung anwesenden Beisitzern und vom Schriftführer zu unterzeichnen.

(5) Wenn das Los entscheidet, zieht der Vorsitzende in der Sitzung des Wahlausschusses das Los; die
Lose werden von einem Beisitzer hergestellt. Der Losentscheid ist in die Niederschrift aufzunehmen.

§ 22
Wahlvorstände

(1) Die Wahlvorsteher und ihre Stellvertreter werden vom Bürgermeister vor Beginn der Wahlhandlung
auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amts und zur Verschwiegenheit über die
ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hingewiesen. Mitglieder eines

- Seite 18 von 90 -



Wahlvorstandes dürfen während ihrer Tätigkeit kein auf eine politische Überzeugung hinweisendes Zei-
chen sichtbar tragen.

(2) Die Wahlvorstände werden vom Bürgermeister oder in seinem Auftrag vom Wahlvorsteher einberu-
fen. Zeit, Ort und Gegenstand der Sitzungen sind durch Aushang am oder im Eingang des Sitzungsge-
bäudes mit dem Hinweis bekanntzugeben, daß jedermann Zutritt zu der Sitzung hat.

(3) Bei der Bildung von Briefwahlvorständen darf die Zahl der auf einen Briefwahlvorstand voraussicht-
lich entfallenden Wahlbriefe nicht so gering sein, daß erkennbar wird, wie einzelne Wahlberechtigte ge-
wählt haben; auf einen Briefwahlvorstand sollen mindestens 50 Wahlbriefe entfallen.

(4) Für die Stimmabgabe in kleineren Krankenhäusern, kleineren Alten- oder Pflegeheimen, Klöstern und
Justizvollzugsanstalten können bewegliche Wahlvorstände gebildet werden. Der bewegliche Wahlvor-
stand besteht aus dem Wahlvorsteher des zuständigen Wahlbezirks oder seinem Stellvertreter und zwei
Beisitzern des Wahlvorstandes. Der Bürgermeister kann auch den beweglichen Wahlvorstand eines an-
deren Wahlbezirks der Gemeinde mit der Entgegennahme der Stimmzettel beauftragen.

7. Unterabschnitt
Wahlräume, Stimmzettel, Wahlzeit

§ 23
Wahlräume, Wahlurnen

(1) Der Bürgermeister bestimmt für jeden Wahlbezirk einen Wahlraum. Die Wahlräume sollen nach den
örtlichen Verhältnissen so ausgewählt und eingerichtet werden, dass allen Wahlberechtigten, insbeson-
dere Menschen mit Behinderungen und anderen Menschen mit Mobilitätsbeeinträchtigungen, die Teil-
nahme an der Wahl möglichst erleichtert wird. Der Bürgermeister teilt frühzeitig und in geeigneter Wei-
se mit, welche Wahlräume barrierefrei sind.

(2) In jedem Wahlraum sind eine Wahlkabine oder mehrere Wahlkabinen mit Tischen einzurichten, in
denen der Wähler seinen Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen und in den Stimmzettelumschlag le-
gen oder im Fall der Bürgermeisterwahl falten kann. Die Wahlkabinen müssen vom Tisch des Wahlvor-
standes aus überblickt werden können. Als Wahlkabine kann auch ein nur durch den Wahlraum zugäng-
licher Nebenraum dienen, wenn dessen Eingang vom Tisch des Wahlvorstandes aus überblickt werden
kann.

(3) In der Wahlkabine soll ein Schreibstift bereitliegen.

(4) Der Tisch, an dem der Wahlvorstand Platz nimmt, muß von allen Seiten zugänglich sein. An oder auf
diesen Tisch wird die Wahlurne gestellt.

(5) Die Wahlurne muß mit einem Deckel versehen sein. Ihre innere Höhe soll in der Regel 90 cm, der
Abstand jeder Wand von der gegenüberliegenden mindestens 35 cm betragen. Im Deckel muß die
Wahlurne einen Spalt haben, der nicht weiter als 2 cm sein darf. Sie muß verschließbar sein.

(6) Für die Stimmabgabe in Sonderwahlbezirken, vor einem beweglichen Wahlvorstand und in den Fäl-
len des § 42 Abs. 1 und § 51 Abs. 1 können kleinere Wahlurnen verwendet werden.

(7) In jedem Wahlraum muß ein Abdruck des Kommunalwahlgesetzes und dieser Kommunalwahlord-
nung zu jedermanns Einsicht ausliegen.

(8) In jedem Wahlraum sind amtliche Stimmzettel und Stimmzettelumschläge, soweit Stimmzettelum-
schläge zu verwenden sind, in genügender Zahl bereitzuhalten.

(9) Für den Briefwahlvorstand gelten diese Bestimmungen mit Ausnahme der Absätze 2, 3, 6 und 8 ent-
sprechend.

§ 24
Stimmzettel, Stimmzettelumschläge, Wahlbriefumschläge
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(1) Die Stimmzettel für die Wahl der Gemeinderäte und der Kreisräte sind als Einzelstimmzettel für je-
den Wahlvorschlag amtlich herzustellen. Sind die Einzelstimmzettel nur durch Perforation getrennt, so
sind die Wahlvorschläge in der gleichen Reihenfolge wie in der öffentlichen Bekanntmachung anzuord-
nen. Jeder Stimmzettel enthält

1. den Namen der Partei oder Wählervereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet,
auch diese, oder das Kennwort des Wahlvorschlags,

 

2. Namen, Vornamen, Beruf oder Stand und Anschrift (Hauptwohnung) der Bewerber; bei unech-
ter Teilortswahl ist in den Fällen, in denen der Bewerber mehrere Wohnungen in der Gemeinde
hat, die Anschrift in dem Wohnbezirk anzugeben, für den der Bewerber zugelassen wurde; bei ei-
nem Nachweis nach § 19 Abs. 1 Satz 4 ist anstelle der Anschrift der Hauptwohnung die Erreich-
barkeitsanschrift anzugeben.

 

Jeder Stimmzettel enthält ferner so viele freie Zeilen, wie Gemeinderäte oder Kreisräte im Wahlkreis zu
wählen sind. Sind bei Verhältniswahl mehr als fünf Gemeinderäte oder Kreisräte zu wählen, so enthält
der Stimmzettel für fünf zu Wählende fünf freie Zeilen und für jede angefangene drei weitere zu Wäh-
lende eine weitere freie Zeile; die sich danach ergebende Zahl der freien Zeilen erhöht sich, wenn der
Wahlvorschlag weniger Bewerber enthält als Gemeinderäte oder Kreisräte zu wählen sind, um die Dif-
ferenz, jedoch höchstens bis zur Zahl der zu Wählenden. Bei unechter Teilortswahl gelten Sätze 4 und
5 für jeden Wohnbezirk. Im übrigen bestimmen sich Form und Inhalt der Stimmzettel sowie die entspre-
chenden Merkblätter nach den Mustern der Anlagen 3 a bis 8. Bei unechter Teilortswahl können in den
Stimmzetteln abweichend von den Mustern der Anlagen 6a, 7a und 8 die Bewerber unterschiedlicher
Wohnbezirke in zwei Spalten nebeneinander aufgeführt werden. Andere Änderungen und Ergänzungen
der amtlichen Muster sind nur zulässig, wenn dies zur automatisierten Auswertung der Stimmzettel er-
forderlich ist und die Grundsätze des Wahlrechts nicht beeinträchtigt werden. Den Wahlberechtigten ist,
wenn für die Wahl Stimmzettel nach den Mustern der Anlagen 3 a, 4 a, 6 a und 7 a verwendet werden,
zusammen mit den Stimmzetteln ein zugehöriges Merkblatt zu übersenden.

(2) Die Stimmzettel für die Wahl der Mitglieder der Regionalversammlung des Verbands Region Stutt-
gart sind als Einheitsstimmzettel amtlich herzustellen. Die Wahlvorschläge sind in der gleichen Reihen-
folge wie in der öffentlichen Bekanntmachung anzuordnen. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend; anstelle
der Wohnung ist der Wohnort der Hauptwohnung anzugeben. Im übrigen bestimmen sich Form und In-
halt des Stimmzettels nach dem Muster der Anlage 14. Absatz 1 Satz 9 gilt entsprechend.

Bei Mehrheitswahl sind die Stimmzettel mit den in Absatz 1 Satz 3 genannten Angaben amtlich herzu-
stellen; anstelle der Wohnung ist der Wohnort der Hauptwohnung anzugeben. Jeder Stimmzettel enthält
ferner so viele freie Zeilen, wie Mitglieder der Regionalversammlung im Wahlkreis zu wählen sind. Im
übrigen bestimmen sich Form und Inhalt der Stimmzettel sowie das entsprechende Merkblatt nach den
Mustern der Anlagen 4 a, 4 b und 5. Absatz 1 Sätze 9 und 10 gilt entsprechend.

(3) Die Stimmzettel für die Wahl des Bürgermeisters sind als Einheitsstimmzettel amtlich herzustellen.
Die Stimmzettel enthalten Namen, Vornamen, Beruf oder Stand und Anschrift (Hauptwohnung) der öf-
fentlich bekanntgemachten Bewerber in der gleichen Reihenfolge wie in der öffentlichen Bekanntma-
chung sowie eine freie Zeile. Bei einem Nachweis nach § 20 Abs. 6 Satz 4 ist anstelle des Wohnorts der
Ort der Erreichbarkeitsanschrift anzugeben. Das Papier muss so beschaffen sein, dass nach Kennzeich-
nung und Faltung durch den Wähler andere Personen nicht erkennen können, wie er gewählt hat. Im üb-
rigen bestimmen sich Form und Inhalt der Stimmzettel nach den Mustern der Anlagen 9 bis 11.

(4) Soweit für die Urnenwahl Stimmzettelumschläge zu verwenden sind, müssen sie amtlich abgestem-
pelt und mindestens in jedem Wahlbezirk von einheitlicher Größe und Farbe sein. Die für die Briefwahl
bestimmten Stimmzettelumschläge müssen gummiert sein; sie sollen 11,4 x 16,2 cm (DIN C 6) groß
sein und dem Muster der Anlage 12 entsprechen. Die Wahlbriefumschläge müssen von hellroter Farbe
und gummiert sein; sie sollen 12 x 17,6 cm groß und maschinenlesbar sein und dem Muster der Anlage
13 entsprechen.

§ 25
Wahlzeit
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(1) Der Gemeinderat kann im Einzelfall, wenn besondere Gründe es erfordern, den Beginn der Wahlzeit
auf einen Zeitpunkt vor 8 Uhr festsetzen.

(2) In Gemeinden mit nicht mehr als 1 000 Einwohnern kann der Gemeinderat den Beginn der Wahlzeit
auf 9 oder 10 Uhr und das Ende der Wahlzeit auf 16 oder 17 Uhr festsetzen, wenn die örtlichen Verhält-
nisse dies rechtfertigen.

(3) Auch wenn die nach Absatz 2 festgesetzte Wahlzeit vor 18 Uhr endet, darf das Wahlergebnis bei der
regelmäßigen Wahl der Gemeinderäte und bei der Wahl der Kreisräte nicht vor Ablauf der allgemeinen
Wahlzeit ermittelt werden.

§ 26
Bekanntmachung zur Durchführung der Wahl

(1) Der Bürgermeister hat spätestens am sechsten Tag vor der Wahl Beginn und Ende der Wahlzeit, die
Wahlbezirke und Wahlräume sowie die Art und Weise der Stimmabgabe öffentlich bekanntzumachen;
anstelle der Aufzählung der Wahlbezirke mit ihrer Abgrenzung und ihren Wahlräumen kann auf die An-
gaben in der Wahlbenachrichtigung verwiesen werden. Dabei ist darauf hinzuweisen,

1. daß die Stimmzettel amtlich hergestellt und bei der Bürgermeisterwahl im Wahlraum bereitge-
halten, bei anderen Wahlen den Wahlberechtigten spätestens einen Tag vor dem Wahltag zuge-
sandt werden,

 

2. wieviele Stimmen der Wähler hat,

 

3. wie der Stimmzettel zu kennzeichnen ist,

 

4. welche Bewerber, bei unechter Teilortswahl auch wieviele Bewerber für die einzelnen Wohnbezir-
ke gewählt werden können und wieviele Stimmen einem Bewerber gegeben werden können,

 

5. dass die in § 23 Abs. 1 Nr. 4 des Kommunalwahlgesetzes genannten Zusätze oder Vorbehalte auf
dem Stimmzettel oder im Stimmzettelumschlag sowie jede Kennzeichnung des Stimmzettelum-
schlags die Stimmabgabe ungültig machen,

 

6. in welcher Weise mit Wahlschein und insbesondere durch Briefwahl gewählt werden kann,

 

7. dass nach § 19 Absatz 1 des Kommunalwahlgesetzes
a) jeder Wahlberechtigte sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben kann und ei-

ne Ausübung des Wahlrechts durch einen Vertreter anstelle des Wahlberechtigten unzuläs-
sig ist,

 

b) ein Wahlberechtigter, der des Lesens oder Schreibens unkundig oder wegen einer Behin-
derung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, sich zur Stimmabgabe der Hilfe ei-
ner anderen Person bedienen kann, die Hilfeleistung auf technische Hilfe bei der Kundga-
be einer vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlentscheidung be-
schränkt ist und eine Hilfeleistung unzulässig ist, die unter missbräuchlicher Einflussnah-
me erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten
ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht,

 

 

8. dass nach § 107 a Absatz 1 des Strafgesetzbuchs mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit
Geldstrafe bestraft wird, wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl her-
beiführt oder das Ergebnis verfälscht, und dass auch unbefugt wählt, wer im Rahmen zulässiger
Assistenz nach § 19 Absatz 1 des Kommunalwahlgesetzes entgegen der Wahlentscheidung des
Wahlberechtigten oder ohne eine geäußerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stim-
me abgibt, sowie dass nach § 107a Absatz 3 des Strafgesetzbuchs auch der Versuch strafbar ist.
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Findet Mehrheitswahl statt, ist weiter darauf hinzuweisen, daß auch nicht im Stimmzettel vorgedruckte
wählbare Personen gewählt werden können. Die Bekanntmachung kann mit der Bekanntmachung der
Wahlvorschläge (§ 19) oder der Bewerbungen zur Bürgermeisterwahl (§ 20) verbunden werden.

(2) Die Bekanntmachung oder ein Auszug davon, der die Aufzählung und Abgrenzung der Wahlbezirke
nicht zu enthalten braucht, ist vor Beginn der Wahlhandlung am oder im Eingang des Gebäudes, in dem
sich der Wahlraum befindet, anzubringen. Bei der Bürgermeisterwahl ist ein Stimmzettel als Muster bei-
zufügen.

2. ABSCHNITT
Wahlhandlung

1. Unterabschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 27
Eröffnung der Wahlhandlung

(1) Der Wahlvorsteher eröffnet die Wahlhandlung damit, dass er die anwesenden Beisitzer und Hilfskräf-
te auf ihre Verpflichtung zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amts und zur Verschwiegenheit über
die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten hinweist. Er stellt sicher,
dass der Hinweis allen Beisitzern und Hilfskräften vor Aufnahme ihrer Tätigkeit erteilt wird.

(2) Vor Beginn der Stimmabgabe berichtigt der Wahlvorsteher das Wählerverzeichnis nach dem beson-
deren Wahlscheinverzeichnis (§ 11 Abs. 9 Satz 6), indem er bei den in diesem Verzeichnis aufgeführten
Wahlberechtigten in der Spalte des Wählerverzeichnisses für den Stimmabgabevermerk “Wahlschein”
oder “W” einträgt. Er berichtigt dementsprechend die Abschlußbescheinigung des Wählerverzeichnisses
und bescheinigt dies. Erhält der Wahlvorsteher später die Mitteilung von der Ausstellung von Wahlschei-
nen nach § 10 Abs. 2 Satz 3, verfährt er entsprechend den Sätzen 1 und 2.

(3) Der Wahlvorstand überzeugt sich vor Beginn der Stimmabgabe davon, daß die Wahlurne leer ist. Der
Wahlvorsteher verschließt die Wahlurne. Sie darf bis zum Schluß der Wahlhandlung nicht mehr geöffnet
werden.

§ 28
Ordnung im Wahlraum, unzulässige Wahlpropaganda

(1) Der Wahlvorstand hat für den geordneten Ablauf der Wahlhandlung zu sorgen. Er kann insbesondere
Personen, welche die Ruhe oder Ordnung stören, nach vergeblicher Ermahnung aus dem Wahlraum und
den Zugängen zum Wahlraum verweisen. Ist der Betroffene in das Wählerverzeichnis des Wahlbezirks
eingetragen oder hat er einen Wahlschein, so ist ihm zuvor Gelegenheit zur Ausübung des Wahlrechts
zu geben.

(2) Während der Wahlzeit sind in und an dem Gebäude, in dem sich der Wahlraum befindet, sowie un-
mittelbar vor dem Zugang zu dem Gebäude jede Beeinflussung der Wähler durch Wort, Ton, Schrift
oder Bild sowie jede Unterschriftensammlung verboten.

§ 29
Stimmabgabe im Wahlraum

(1) Wenn der Wähler den Wahlraum betritt, erhält er einen amtlichen Stimmzettelumschlag, soweit
Stimmzettelumschläge zu verwenden sind, und bei der Bürgermeisterwahl von Amts wegen, sonst auf
Verlangen die amtlichen Stimmzettel und gegebenenfalls ein zugehöriges Merkblatt. Bei Verhältniswahl
muß dem Wähler jeweils ein Stimmzettel für jeden Wahlvorschlag ausgehändigt werden. Der Wahlvor-
stand kann anordnen, daß der Wähler hierzu seine Wahlbenachrichtigung vorzeigt.

(2) Der Wähler begibt sich in die Wahlkabine, kennzeichnet dort seinen Stimmzettel und legt ihn dort in
den Stimmzettelumschlag, soweit Stimmzettelumschläge zu verwenden sind. Andernfalls faltet er den
Stimmzettel dort in einer Weise, dass seine Stimmabgabe nicht erkennbar ist. In der Wahlkabine darf
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nicht fotografiert oder gefilmt werden. Der Wahlvorstand achtet darauf, daß sich immer nur ein Wähler
und dieser nur solange wie notwendig in der Wahlkabine aufhält.

(3) Danach tritt der Wähler an den Tisch des Wahlvorstandes und gibt seine Wahlbenachrichtigung ab.
Auf Verlangen, insbesondere wenn er seine Wahlbenachrichtigung nicht vorlegt, hat er sich über seine
Person auszuweisen. Bei der Wahl des Bürgermeisters nach § 45 Abs. 1 der Gemeindeordnung ist dem
Wähler die Wahlbenachrichtigung zurückzugeben.

(4) Sobald der Schriftführer den Namen des Wählers im Wählerverzeichnis gefunden hat, das Wahlrecht
festgestellt ist und kein Anlaß zur Zurückweisung des Wählers nach den Absätzen 6 und 7 besteht, gibt
der Wahlvorsteher die Wahlurne frei. Der Wähler legt den Stimmzettelumschlag oder den gefalteten
Stimmzettel in die Wahlurne. Der Schriftführer vermerkt die Stimmabgabe im Wählerverzeichnis; für
dieselbe Wahl muß immer dieselbe Spalte und dasselbe Zeichen verwendet werden. Die Mitglieder des
Wahlvorstandes sind dabei, wenn nicht die Feststellung des Wahlrechts es erfordert, nicht befugt, An-
gaben zur Person des Wählers so zu verlautbaren, daß sie von sonstigen im Wahlraum Anwesenden zur
Kenntnis genommen werden können.

(5) Soweit Stimmzettelumschläge zu verwenden sind, ist der Wähler verpflichtet, dem Wahlvorsteher
auf Verlangen den Stimmzettelumschlag zur Prüfung, ob Anlass für eine Zurückweisung besteht, zu
übergeben. Mit Zustimmung des Wählers kann der Wahlvorsteher den Stimmzettelumschlag ungeöffnet
in die Wahlurne legen.

(6) Der Wahlvorstand hat einen Wähler zurückzuweisen, der

1. nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen ist und keinen für das Wahlgebiet, bei der Wahl der
Kreisräte für den Wahlkreis gültigen Wahlschein besitzt,

 

2. sich auf Verlangen des Wahlvorstands nicht ausweisen kann oder die zur Feststellung der Identi-
tät erforderlichen Mitwirkungshandlungen verweigert,

 

3. keinen Wahlschein vorlegt, obwohl sich im Wählerverzeichnis ein Wahlscheinvermerk befindet, es
sei denn, es wird festgestellt, dass er nicht im Wahlscheinverzeichnis eingetragen ist,

 

4. bereits einen Stimmabgabevermerk im Wählerverzeichnis hat, es sei denn, er weist nach, dass er
noch nicht gewählt hat,

 

5. seinen Stimmzettel im Wahlraum außerhalb der Wahlkabine gekennzeichnet, gefaltet oder in den
Stimmzettelumschlag gelegt hat,

 

6. für den Wahlvorstand erkennbar in der Wahlkabine fotografiert oder gefilmt hat oder

 

7. seinen Stimmzettel, soweit Stimmzettelumschläge zu verwenden sind, nicht in einem amtlichen
Stimmzettelumschlag oder in einem amtlichen Stimmzettelumschlag abgeben will, der offen-
sichtlich in einer das Wahlgeheimnis gefährdenden Weise von den übrigen abweicht oder einen
deutlich fühlbaren Gegenstand enthält.

 

Bei der Bürgermeisterwahl ohne Stimmzettelumschlag hat der Wahlvorstand zudem einen Wähler zu-
rückzuweisen, der

1. seinen Stimmzettel so gefaltet hat, dass seine Stimmabgabe erkennbar ist, oder ihn mit einem
äußerlich sichtbaren, das Wahlgeheimnis offensichtlich gefährdenden Kennzeichen versehen hat,

 

2. für den Wahlvorstand erkennbar mehrere amtliche Stimmzettel oder einen oder mehrere nicht
amtlich hergestellte Stimmzettel abgeben will oder

 

3. den Stimmzettel in einem amtlichen Stimmzettelumschlag oder anderen Umschlag oder mit dem
Stimmzettel einen weiteren Gegenstand in die Wahlurne werfen will.

- Seite 23 von 90 -



 

Ein Wähler, bei dem die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 1 vorliegen und der im Vertrauen auf die ihm
übersandte Benachrichtigung, dass er im Wählerverzeichnis eingetragen ist, keinen Antrag auf Berichti-
gung gestellt hat, ist bei der Zurückweisung darauf hinzuweisen, dass er beim Bürgermeister bis 15 Uhr
einen Wahlschein beantragen kann.

(7) Glaubt der Wahlvorsteher, das Wahlrecht einer im Wählerverzeichnis eingetragenen Person bean-
standen zu müssen, oder werden sonst aus der Mitte des Wahlvorstandes Bedenken gegen die Zulas-
sung eines Wählers zur Stimmabgabe erhoben, so beschließt der Wahlvorstand über die Zulassung oder
Zurückweisung. Der Beschluß ist in der Wahlniederschrift zu vermerken.

(8) Hat der Wähler seinen Stimmzettel verschrieben, diesen oder seinen Stimmzettelumschlag verse-
hentlich unbrauchbar gemacht oder wird der Wähler nach Absatz 6 Satz 1 Nummern 5 bis 7 oder nach
Absatz 6 Satz 2 zurückgewiesen, so ist ihm auf Verlangen ein neuer Stimmzettel und gegebenenfalls ein
neuer Stimmzettelumschlag auszuhändigen; Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Bei der Bürgermeister-
wahl ist dem Wähler ein neuer Stimmzettel erst auszuhändigen, nachdem er den alten Stimmzettel im
Beisein eines Mitgliedes des Wahlvorstands vernichtet hat.

§ 30
Stimmabgabe von Wählern mit Behinderungen

(1) Ein Wähler, der des Lesens oder Schreibens unkundig ist oder der wegen einer Behinderung gehin-
dert ist, den Stimmzettel zu kennzeichnen, in den Stimmzettelumschlag zu legen oder zu falten oder
den Stimmzettelumschlag oder den gefalteten Stimmzettel selbst in die Wahlurne zu werfen, bestimmt
eine andere Person, deren Hilfe er sich bei der Stimmabgabe bedienen will, und gibt dies dem Wahlvor-
stand bekannt. Hilfsperson kann auch ein vom Wähler bestimmtes Mitglied des Wahlvorstandes sein.

(2) Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom Wahlberechtigten selbst getrof-
fenen Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Ein-
flussnahme erfolgt, die selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten er-
setzt oder verändert oder wenn ein Interessenskonflikt der Hilfsperson besteht. Die Hilfsperson darf ge-
meinsam mit dem Wähler die Wahlkabine aufsuchen, soweit dies zur Hilfeleistung erforderlich ist.

(3) Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von
der Wahl eines anderen erlangt hat. Sie ist hierauf vom Wahlvorsteher hinzuweisen.

§ 31
Stimmabgabe von Inhabern eines Wahlscheines

Der Inhaber eines Wahlscheines nennt seinen Namen, weist sich aus und übergibt den Wahlschein dem
Wahlvorsteher. Dieser prüft den Wahlschein. Entstehen Zweifel über die Gültigkeit des Wahlscheines
oder über den rechtmäßigen Besitz, so klärt sie der Wahlvorstand nach Möglichkeit und beschließt über
die Zulassung oder Zurückweisung des Inhabers. Der Vorgang ist in der Wahlniederschrift zu vermer-
ken. Der Wahlvorsteher behält den Wahlschein auch im Falle der Zurückweisung ein.

§ 32
Schluß der Wahlhandlung

Sobald die Wahlzeit abgelaufen ist, wird dies vom Wahlvorsteher bekanntgegeben. Von da ab sind nur
noch die Wähler zur Stimmabgabe zugelassen, die vor Ablauf der Wahlzeit erschienen sind und sich im
Wahlraum oder aus Platzgründen davor aufhalten. Nach Ablauf der Wahlzeit eintreffenden Personen ist
der Zutritt zur Stimmabgabe zu sperren. Nachdem die vor Ablauf der Wahlzeit erschienenen Wähler ihre
Stimme abgegeben haben, erklärt der Wahlvorsteher die Wahlhandlung für geschlossen.

2. Unterabschnitt
Besondere Regelungen

§ 33
Wahl in Sonderwahlbezirken
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(1) Zur Stimmabgabe in Sonderwahlbezirken (§ 2 Abs. 3) wird jeder in der Einrichtung anwesende Wahl-
berechtigte zugelassen, der einen für das Wahlgebiet, bei der Wahl der Kreisräte für den Wahlkreis gül-
tigen Wahlschein hat.

(2) Es ist zulässig, für die verschiedenen Teile eines Sonderwahlbezirks verschiedene Personen als Bei-
sitzer des Wahlvorstandes zu bestellen.

(3) Der Bürgermeister bestimmt im Einvernehmen mit der Leitung der Einrichtung einen geeigneten
Wahlraum. Für die verschiedenen Teile eines Sonderwahlbezirks können verschiedene Wahlräume be-
stimmt werden. Die Gemeinde richtet den Wahlraum her.

(4) Der Bürgermeister bestimmt die Wahlzeit für den Sonderwahlbezirk im Einvernehmen mit der Lei-
tung der Einrichtung im Rahmen der allgemeinen Wahlzeit nach dem tatsächlichen Bedürfnis.

(5) Die Leitung der Einrichtung gibt den Wahlberechtigten den Wahlraum und die Wahlzeit rechtzeitig
vor der Wahl bekannt und weist auf die Möglichkeit der Stimmabgabe nach Absatz 6 hin.

(6) Der Wahlvorsteher oder sein Stellvertreter und zwei Beisitzer können sich unter Mitnahme einer ver-
schlossenen Wahlurne und der erforderlichen Stimmzettel und Stimmzettelumschläge auch in die Kran-
kenzimmer und an die Krankenbetten begeben. Dort nehmen sie die Wahlscheine entgegen und verfah-
ren nach § 31 und § 29 Abs. 4 bis 8. Dabei muß auch bettlägerigen Wählern Gelegenheit gegeben wer-
den, ihre Stimmzettel unbeobachtet zu kennzeichnen, zu falten und, soweit Stimmzettelumschläge zu
verwenden sind, in den Stimmzettelumschlag zu legen. Der Wahlvorsteher oder sein Stellvertreter weist
Wähler, die sich bei der Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedienen wollen, darauf hin, daß
sie auch ein von ihnen bestimmtes Mitglied des Wahlvorstandes als Hilfsperson in Anspruch nehmen
können. Nach Schluß der Stimmabgabe sind die verschlossene Wahlurne und die Wahlscheine unver-
züglich in den Wahlraum des Sonderwahlbezirks zu bringen. Dort ist die Wahlurne bis zum Ablauf der
allgemeinen Wahlzeit unter Aufsicht des Wahlvorstandes verschlossen zu verwahren. Danach wird ihr
Inhalt mit dem Inhalt der allgemeinen Wahlurne vermengt und zusammen mit den übrigen Stimmen des
Sonderwahlbezirks ausgezählt. Der Vorgang ist in der Wahlniederschrift zu vermerken.

(7) Die Öffentlichkeit der Wahlhandlung sowie der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses soll
nach Möglichkeit durch die Anwesenheit anderer Wahlberechtigter gewährleistet werden.

(8) Das Wahlergebnis des Sonderwahlbezirks darf nicht vor Ablauf der allgemeinen Wahlzeit ermittelt
werden.

(9) Im übrigen gelten die allgemeinen Bestimmungen.

§ 34
Wahl vor einem beweglichen Wahlvorstand

(1) Der Bürgermeister kann auf Antrag der Leitung eines kleineren Krankenhauses oder eines kleineren
Alten- oder Pflegeheims, eines Klosters oder einer Justizvollzugsanstalt zulassen, daß dort anwesende
Wahlberechtigte, die einen für das Wahlgebiet, bei der Wahl der Kreisräte für den Wahlkreis gültigen
Wahlschein besitzen, in der Einrichtung vor einem beweglichen Wahlvorstand (§ 22 Abs. 4) wählen.

(2) Der Bürgermeister bestimmt im Einvernehmen mit der Leitung der Einrichtung die Zeit der Stimm-
abgabe innerhalb der allgemeinen Wahlzeit. Die Leitung der Einrichtung stellt, soweit erforderlich, einen
geeigneten Wahlraum bereit. Die Gemeinde richtet ihn her. Die Leitung der Einrichtung gibt den Wahl-
berechtigten Ort und Zeit der Stimmabgabe bekannt.

(3) Der bewegliche Wahlvorstand begibt sich unter Mitnahme einer verschlossenen Wahlurne und der
erforderlichen Stimmzettel und Stimmzettelumschläge in die Einrichtung, nimmt die Wahlscheine ent-
gegen und verfährt nach den § 31 und § 29 Abs. 4 bis 8. Der Wahlvorsteher oder sein Stellvertreter
weist Wähler, die sich bei der Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedienen wollen, darauf hin,
daß sie auch ein von ihnen bestimmtes Mitglied des Wahlvorstandes als Hilfsperson in Anspruch neh-
men können. Nach Schluß der Stimmabgabe sind die verschlossene Wahlurne und die Wahlscheine un-
verzüglich in den Wahlraum des Wahlbezirks zu bringen. Dort ist die Wahlurne bis zum Ablauf der all-
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gemeinen Wahlzeit unter Aufsicht des Wahlvorstandes verschlossen zu verwahren. Danach wird ihr In-
halt mit dem Inhalt der allgemeinen Wahlurne vermengt und zusammen mit den übrigen Stimmen des
Wahlbezirks ausgezählt. Der Vorgang ist in der Wahlniederschrift zu vermerken.

(4) § 33 Abs. 6 bis 9 gilt entsprechend.

§ 35
Briefwahl

(1) Wer durch Briefwahl wählt,

kennzeichnet persönlich den Stimmzettel, legt ihn in den amtlichen Stimmzettelumschlag für die Brief-
wahl und verschließt diesen,

unterzeichnet die auf dem Wahlschein vorgedruckte Versicherung an Eides Statt zur Briefwahl unter An-
gabe des Tages, steckt den verschlossenen amtlichen Stimmzettelumschlag und den unterschriebenen
Wahlschein in den amtlichen Wahlbriefumschlag,

verschließt den Wahlbriefumschlag und

übersendet den Wahlbrief durch ein Postunternehmen oder auf andere Weise rechtzeitig dem Vorsit-
zenden des Gemeindewahlausschusses der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Gemeinde. Der
Wahlbrief kann bei dieser Stelle auch abgegeben werden. Nach Eingang des Wahlbriefs bei der zustän-
digen Stelle darf er nicht mehr zurückgegeben werden.

(2) Der Stimmzettel ist unbeobachtet zu kennzeichnen. § 29 Abs. 8 gilt entsprechend. Für die Stimmab-
gabe von Wählern mit Behinderungen gilt § 30 entsprechend. Hat der Wähler den Stimmzettel durch ei-
ne Hilfsperson kennzeichnen lassen, so hat diese durch Unterschreiben der Versicherung an Eides Statt
zur Briefwahl zu bestätigen, daß die Stimmabgabe nach dem erklärten Willen des Wählers erfolgt ist;
die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben.

(3) Wahlbriefe, die einem von der Gemeinde vor der Wahl bekannt gegebenen Postunternehmen im
Bundesgebiet in amtlichen Wahlbriefumschlägen ohne Bestimmung einer besonderen Versendungsform
zur Beförderung übergeben werden, braucht der Wähler nicht freizumachen.

3. ABSCHNITT
Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses

1. Unterabschnitt
Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk

§ 36
Allgemeines über die Ermittlung und Feststellung

des Wahlergebnisses im Wahlbezirk

(1) Die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk ist unmittelbar nach Ablauf der
allgemeinen Wahlzeit ohne Unterbrechung im Wahlraum oder in unmittelbar verbundenen Nebenräu-
men vorzunehmen und abzuschließen. Abweichungen sind außer in den Fällen des § 37a nur aus be-
sonderen Gründen und nur mit Zustimmung des Gemeindewahlausschusses zulässig. In einem solchen
Fall hat der Wahlvorsteher für die Versiegelung und sichere Aufbewahrung der ungeöffneten Wahlurne,
der ungeöffneten Stimmzettelumschläge, der etwa bereits entnommenen Stimmzettel und entleerten
Stimmzettelumschläge und der Wahlniederschrift mit ihren Anlagen zu sorgen. In der Wahlniederschrift
sind die Unterbrechung oder Verlegung der Sitzung und die Gründe anzugeben. Die Sitzung ist so bald
wie möglich fortzusetzen. Der Vorsitzende gibt den Zeitpunkt des Wiederbeginns mündlich bekannt.

(2) Der Wahlvorstand stellt als Wahlergebnis fest

1. die Zahl der Wahlberechtigten,

 

2. die Zahl der Wähler,
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3. die Zahlen der gültigen und der ungültigen Stimmzettel,

 

4. die Zahl der insgesamt abgegebenen gültigen Stimmen,

 

5. bei Verhältniswahl die Zahlen der für die Bewerber der einzelnen Wahlvorschläge zusammen ab-
gegebenen gültigen Stimmen,

 

6. die Zahlen der für die einzelnen Bewerber abgegebenen gültigen Stimmen.

 

Der Wahlvorstand entscheidet über die Gültigkeit der abgegebenen Stimmzettel und Stimmen und über
sonstige bei der Feststellung des Wahlergebnisses sich ergebende Fragen.

§ 37
Zählung der Wähler, der Stimmzettel und der

gültigen Stimmen

(1) Vor dem Öffnen der Wahlurne werden alle nicht benutzten Stimmzettelumschläge und Stimmzettel
vom Tisch des Wahlvorstandes entfernt. Zunächst werden die Zahl der Stimmabgabevermerke im Wäh-
lerverzeichnis und die Zahl der eingenommenen Wahlscheine festgestellt. Sodann werden die Stimm-
zettelumschläge der Wahlurne entnommen und ungeöffnet gezählt; soweit keine Stimmzettelumschläge
zu verwenden waren, werden die Stimmzettel der Wahlurne entnommen, entfaltet und gezählt. Ergibt
sich dabei auch nach wiederholter Zählung keine Übereinstimmung, so ist dies in der Wahlniederschrift
zu vermerken und, soweit möglich, zu erläutern.

(2) Danach werden die Stimmzettelumschläge geöffnet und die Stimmzettel entnommen. Sodann wer-
den die Stimmzettel und Stimmen auf ihre Gültigkeit geprüft und die Stimmzettel sowie die für die ein-
zelnen Bewerber abgegebenen gültigen Stimmen gezählt.

(3) Auszusondern sind

1. leer abgegebene Stimmzettelumschläge,

 

2. Stimmzettel, die sofort als ungültig zu erkennen sind oder deren Gültigkeit fraglich erscheint,

 

3. Stimmzettel, auf denen die Gültigkeit einzelner Stimmen fraglich erscheint,

 

4. Stimmzettelumschläge, die mehrere Stimmzettel enthalten, samt den Stimmzetteln, wenn die
Gültigkeit der Stimmabgabe fraglich erscheint.

 

Ist der Stimmzettel wegen der Beschaffenheit des Stimmzettelumschlags oder deshalb ungültig, weil
der Umschlag einen Gegenstand, einen beleidigenden oder auf die Person des Wählers hinweisenden
Zusatz oder sonst einen Vorbehalt oder eine Äußerung nach § 23 Abs. 1 Nr. 4 des Kommunalwahlgeset-
zes enthält, so ist der Stimmzettelumschlag mit auszusondern. Über die Gültigkeit dieser Stimmzettel
und Stimmen beschließt der Wahlvorstand. Diese Stimmzettel und Stimmzettelumschläge werden mit
laufenden Nummern versehen.

(4) Bei der Wahl der Gemeinderäte und der Kreisräte werden zur Zählung der Stimmen Zähllisten ge-
führt. In der Zählliste werden die nach jedem einzelnen Stimmzettel für die einzelnen Bewerber abge-
gebenen gültigen Stimmen fortlaufend vermerkt; die nach den nicht oder im ganzen gekennzeichneten
Stimmzetteln (§ 19 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 2 des Kommunalwahlgesetzes) auf die einzelnen Be-
werber entfallenen Stimmen können in einer Summe in die Zählliste übernommen werden. Die Zähllis-
ten werden vom Listenführer und vom Wahlvorsteher unterzeichnet.

(5) Die Zahlen der für die einzelnen Bewerber abgegebenen Stimmen werden zur Zahl der insgesamt
abgegebenen Stimmen, bei Verhältniswahl auch zu den Zahlen der für die Bewerber der einzelnen
Wahlvorschläge zusammen abgegebenen Stimmen, zusammengestellt.
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(6) Prüf- und Zählvermerke dürfen auf den Stimmzetteln nur in der Weise angebracht werden, daß sie
sich von der Kennzeichnung des Stimmzettels durch den Wähler eindeutig unterscheiden und diese un-
eingeschränkt erkennbar bleibt. Sonstige Änderungen des Stimmzettels sind unzulässig.

(7) Die noch nicht ausgezählten, die nach Absatz 3 ausgesonderten und die ausgezählten gültigen
Stimmzettel werden je gesondert verwahrt und unter Aufsicht behalten, die letztgenannten in der Rei-
henfolge, in der aus ihnen Stimmen in die Zähllisten übernommen wurden, bei der Bürgermeisterwahl
getrennt nach den Bewerbern, für die die Stimme abgegeben worden ist.

(8) Organisation und Ablauf des Zählgeschäfts im einzelnen müssen so geregelt sein, daß die Öffentlich-
keit, die Sicherheit und Nachprüfbarkeit der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses, die Auf-
sicht des Wahlvorstehers und eine gegenseitige Kontrolle der Mitglieder und Hilfskräfte des Wahlvor-
standes gewährleistet sind. Die Zählung kann durch Hilfskräfte vorbereitet werden. Zur Zählung können
Zählgruppen gebildet werden, die im Falle des Absatz 4 getrennte Zähllisten führen. Zur Zählung kann
die automatisierte Datenverarbeitung eingesetzt werden, wobei das Verfahren vom Gemeindewahlaus-
schuß gebilligt sein muß. Bei automatisierter Führung der Zähllisten ist ein Ausdruck herzustellen, in
dem die einzelnen Zähllisten und deren Gesamtergebnis erfaßt sind. Der Ausdruck ist vom Wahlvorste-
her und vom Listenführer zu unterzeichnen und der Wahlniederschrift beizufügen. Werden die Stimm-
zettel im automatisierten Verfahren erfaßt und gespeichert, ist ein Ausdruck der erfaßten Stimmen her-
zustellen, der vom Wahlvorsteher und den mit der Eingabe der Daten beauftragten Personen zu unter-
zeichnen und der Wahlniederschrift beizufügen ist.

§ 37a
Zählung der Stimmzettel und der gültigen Stimmen bei geringer Zahl von Wählern

(1) Ergibt die Feststellung nach § 37 Absatz 1 Satz 2, dass weniger als 50 Wähler ihre Stimme abge-
geben haben, ordnet der Vorsitzende des Gemeindewahlausschusses an, dass der Wahlvorstand die-
ses Wahlbezirks (abgebender Wahlvorstand) die verschlossene Wahlurne, das Wählerverzeichnis, die
Abschlussbeurkundung und die eingenommenen Wahlscheine dem Wahlvorstand eines bestimmten
anderen Wahlbezirks der Gemeinde (aufnehmender Wahlvorstand) zur gemeinsamen Ermittlung und
Feststellung des Wahlergebnisses unverzüglich zu übergeben hat. Wird während der Wahlzeit erkenn-
bar, dass der Fall des Satzes 1 eintreten könnte, informiert der Wahlvorsteher unverzüglich den Vorsit-
zenden des Gemeindewahlausschusses, der einen aufnehmenden Wahlvorstand bestimmt und dessen
Wahlvorsteher informiert. Am Wahlraum des abgebenden Wahlvorstands ist ein Hinweis anzubringen,
wo die gemeinsame Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses erfolgt. Der Transport der nach
Satz 1 zu übergebenden Gegenstände wird vom Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses veran-
lasst und erfolgt in Anwesenheit des Wahlvorstehers und des Schriftführers, eines weiteren Mitglieds
des Wahlvorstands und soweit möglich weiterer gemäß § 21 des Kommunalwahlgesetzes anwesender
Personen. Der aufnehmende Wahlvorstand verfährt entsprechend § 33 Absatz 6 Satz 7 und 8; im Übri-
gen werden die Stimmzettel und Stimmen gemeinsam nach § 37 gezählt. Die Übergabe der Wahlurne
und der Wahlunterlagen ist in den Wahlniederschriften des abgebenden und des aufnehmenden Wahl-
vorstands zu vermerken. Der Vorsitzende des Gemeindewahlausschusses kann Anordnungen für den
Fall des Satzes 1 bereits vor dem Wahltag treffen.

(2) Ergibt in einer Gemeinde die nur einen Wahlbezirk bildet, die Feststellung nach § 37 Absatz 1 Satz 2,
dass weniger als 50 Wähler ihre Stimme abgegeben haben, ordnet der Vorsitzende des Gemeindewahl-
ausschusses an, dass das Wahlergebnis des Wahlbezirks gemeinsam mit dem Wahlergebnis eines be-
stimmten Briefwahlvorstands zu ermitteln und festzustellen ist. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Der
Briefwahlvorstand und der Wahlvorstand verfahren entsprechend Absatz 1 Satz 3 und § 42 Absatz 2 und
3 mit der Maßgabe, dass die Übergabe der Wahlurne und der Mitteilung über die Zahl der zugelassenen
Wahlbriefe (§ 42 Absatz 2 Satz 1) in Anwesenheit des Wahlvorstehers und des Schriftführers des Brief-
wahlvorstands, eines weiteren Mitglieds des Briefwahlvorstands und soweit möglich weiterer gemäß §
21 des Kommunalwahlgesetzes anwesender Personen erfolgt. Der Vorsitzende des Gemeindewahlaus-
schusses kann außer im Fall des § 42 Absatz 1 anordnen, dass die gemeinsame Ermittlung und Feststel-
lung des Wahlergebnisses durch einen Briefwahlvorstand erfolgt; in diesem Fall findet Absatz 1 Satz 1, 4
und 6 anstelle von § 42 Absatz 2 entsprechende Anwendung. Absatz 1 Satz 7 gilt entsprechend.
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(3) Absatz 2 gilt entsprechend, wenn auch bei einer gemeinsamen Ermittlung und Feststellung des
Wahlergebnisses mehrerer Wahlbezirke nach Absatz 1 die Zahl von insgesamt 50 Wählern nicht erreicht
würde.

(4) Bei der Wahl der Ortschaftsräte finden die Absätze 1 bis 3 mit der Maßgabe Anwendung, dass die
gemeinsame Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses mit dem Wahlergebnis eines anderen
Wahlbezirks derselben Ortschaft oder mit dem Wahlergebnis des Briefwahlvorstands, der das Briefwahl-
ergebnis dieser Ortschaft feststellt, erfolgt.

§ 38
Wahlniederschrift

(1) Über die Wahlhandlung sowie die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses ist vom Schrift-
führer eine Niederschrift zu fertigen, aus der alle wesentlichen Umstände hervorgehen müssen.

(2) Die Niederschrift muß insbesondere enthalten

1. die Bezeichnung des Ausschusses,

 

2. die Namen und Funktionen der Mitglieder einschließlich der nach § 14 Abs. 4 des Kommunalwahl-
gesetzes zugezogenen Personen und der Hilfskräfte,

 

3. den Zeitpunkt der Eröffnung der Wahlhandlung,

 

4. besondere Vorkommnisse während der Wahlhandlung und dazu gefaßte Beschlüsse,

 

5. die Zeitpunkte der Feststellung des Endes der Wahlzeit und der Schließung der Wahlhandlung,

 

6. den Zeitpunkt des Beginns und des Endes der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses,

 

7. Unterbrechungen der Sitzung unter Angabe des Zeitpunkts, der Gründe und der getroffenen Si-
cherungsmaßnahmen,

 

8. die Art und Weise des Zählvorgangs und die Bildung von Zählgruppen,

 

9. die Beschlüsse über die Gültigkeit der ausgesonderten Stimmzettel und der in ihnen abgegebe-
nen Stimmen mit Begründung,

 

10. besondere Vorkommnisse während der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses und da-
zu gefaßte Beschlüsse,

 

11. das festgestellte Wahlergebnis,

 

12. die Versicherung, daß die Vorschriften des § 14 Abs. 4 und der §§ 21 bis 24 des Kommunalwahl-
gesetzes sowie des § 23 Abs. 2 bis 8 und der §§ 27 bis 34, 36 bis 37a, 41 und 42 eingehalten wor-
den sind.

 

Bei Satz 1 Nr. 11 ist die Gesamtzahl der Wahlberechtigten nach Wahlberechtigten ohne und mit Sperr-
vermerk “W” (Wahlschein) aufzugliedern und sind unter der Gesamtzahl der Wähler auch die Zahlen
der Wähler mit Wahlschein und der Briefwähler anzuführen.

(3) Die Niederschrift ist von den am Schluß der Sitzung anwesenden Mitgliedern des Wahlvorstandes zu
unterschreiben. Verweigert ein Mitglied des Wahlvorstandes die Unterschrift, so ist der Grund hierfür in
der Wahlniederschrift zu vermerken.
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(4) Der Wahlniederschrift sind beizufügen

1. die Stimmzettel und Stimmzettelumschläge, über die der Wahlvorstand nach § 37 Abs. 3 be-
schlossen hat, ausgenommen die leer abgegebenen Stimmzettelumschläge,

 

2. die Wahlscheine, über die der Wahlvorstand nach § 31 Satz 3 besonders beschlossen hat,

 

3. die Zähllisten.

 

(5) Der Wahlvorsteher übergibt die Wahlniederschrift mit den Anlagen unverzüglich dem Vorsitzenden
des Gemeindewahlausschusses.

(6) Der Wahlvorsteher, die Vorsitzenden der mit der Niederschrift befaßten Wahlausschüsse und die mit
der Niederschrift befaßten Behörden haben sicherzustellen, daß die Wahlniederschriften mit den Anla-
gen Unbefugten nicht zugänglich sind.

§ 39
Übergabe und Verwahrung der Wahlunterlagen

(1) Hat der Wahlvorstand seine Aufgaben erledigt, so verpackt der Wahlvorsteher je für sich

1. die gültigen Stimmzettel,

 

2. die leer abgegebenen Stimmzettelumschläge,

 

3. die eingenommenen Wahlscheine,

 

soweit sie nicht der Wahlniederschrift beigefügt sind, versiegelt die einzelnen Pakete, versieht sie mit
Inhaltsangabe und übergibt sie dem Bürgermeister. Bis zur Übergabe hat der Wahlvorsteher sicherzu-
stellen, daß die in Satz 1 aufgeführten Unterlagen Unbefugten nicht zugänglich sind.

(2) Der Bürgermeister hat die Pakete bis zur Vernichtung der Wahlunterlagen (§ 57) zu verwahren. Er
hat sicherzustellen, daß die Pakete Unbefugten nicht zugänglich sind.

(3) Der Wahlvorsteher übergibt dem Bürgermeister ferner die übrigen Wahlunterlagen, insbesondere
das Wählerverzeichnis und das besondere Wahlscheinverzeichnis.

(4) Der Bürgermeister hat die in Absatz 1 bezeichneten Unterlagen auf Anforderung dem Gemeinde-
wahlausschuß, bei Kreiswahlen auch dem Kreiswahlausschuß, sowie der Wahlprüfungsbehörde vorzule-
gen.

2. Unterabschnitt
Ermittlung und Feststellung des Briefwahlergebnisses

§ 40
Behandlung der Wahlbriefe

(1) Der Vorsitzende des Gemeindewahlausschusses sammelt die bei ihm eingehenden Wahlbriefe un-
geöffnet und hält sie unter Verschluß. Er vermerkt auf jedem am Wahltag nach Ablauf der Wahlzeit ein-
gegangenen Wahlbrief Tag und Uhrzeit des Eingangs, auf den vom nächsten Tag an eingehenden Wahl-
briefen nur den Eingangstag.

(2) Verspätet eingegangene Wahlbriefe werden vom Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses an-
genommen, mit den in Absatz 1 vorgeschriebenen Vermerken versehen und ungeöffnet verpackt. Das
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Paket wird von ihm versiegelt und mit Inhaltsangabe versehen und vom Bürgermeister bis zur Vernich-
tung (§ 57) verwahrt. Er hat sicherzustellen, daß das Paket Unbefugten nicht zugänglich ist.

(3) Der Vorsitzende des Gemeindewahlausschusses übergibt die Wahlbriefe mit dem Verzeichnis nach §
11 Abs. 11 Satz 2 und Nachträgen zu diesem Verzeichnis oder der Mitteilung, daß keine Wahlscheine für
ungültig erklärt worden sind, am Wahltag rechtzeitig dem Vorsitzenden des für die Zulassung der Wahl-
briefe jeweils zuständigen Wahlorgans.

§ 41
Zulassung der Wahlbriefe und Ermittlung

und Feststellung des Briefwahlergebnisses

(1) Über die Zulassung der Wahlbriefe entscheidet der Briefwahlvorstand oder der Wahlvorstand, der
das Briefwahlergebnis zusammen mit dem Wahlergebnis im Wahlbezirk feststellt, sofern auf letzteren
mindestens fünfzig Wahlbriefe entfallen.

(2) Ein vom Wahlvorsteher bestimmtes Mitglied des Briefwahlvorstandes öffnet während der allgemei-
nen Wahlzeit die Wahlbriefe nacheinander und entnimmt ihnen den Wahlschein und den Stimmzettel-
umschlag. Ist der Wahlschein in einem Verzeichnis nach § 11 Abs. 11 Satz 2 aufgeführt oder werden Be-
denken gegen die Gültigkeit des Wahlscheines erhoben, so sind die betroffenen Wahlbriefe samt Inhalt
unter Kontrolle des Wahlvorstehers auszusondern und später entsprechend Absatz 3 zu behandeln. Die
aus den übrigen Wahlbriefen entnommenen Stimmzettelumschläge werden ungeöffnet in die Wahlurne
gelegt. Die Wahlscheine werden gesammelt.

(3) Werden gegen einen Wahlbrief Bedenken erhoben, so beschließt der Briefwahlvorstand über die Zu-
lassung oder Zurückweisung. Der Wahlbrief ist vom Briefwahlvorstand zurückzuweisen, wenn ein Tat-
bestand des § 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 8 des Kommunalwahlgesetzes vorliegt. Die zurückgewiesenen
Wahlbriefe sind samt Inhalt auszusondern, mit einem Vermerk über den Zurückweisungsgrund zu ver-
sehen, zu verschließen und fortlaufend zu numerieren. Die Einsender zurückgewiesener Wahlbriefe wer-
den nicht als Wähler gezählt; ihre Stimmen gelten als nicht abgegeben (§ 22 Abs. 1 Satz 2 des Kommu-
nalwahlgesetzes).

(4) Nachdem die Stimmzettelumschläge den Wahlbriefen entnommen und in die Wahlurne gelegt wor-
den sind, jedoch nicht vor Ablauf der allgemeinen Wahlzeit, ermittelt und stellt der Briefwahlvorstand
das Briefwahlergebnis mit den in § 36 Abs. 2 bezeichneten Angaben nach dem entsprechend anzuwen-
denden § 37 fest.

(5) Über die Zulassung der Wahlbriefe sowie die Ermittlung und Feststellung des Briefwahlergebnisses
ist vom Schriftführer eine Niederschrift zu fertigen, aus der alle wesentlichen Umstände hervorgehen
müssen. Für den Inhalt der Niederschrift gilt § 38 Abs. 2 entsprechend; sie muß außerdem enthalten

1. die Zahl der insgesamt eingegangenen Wahlbriefe,

 

2. die Zahl der beanstandeten Wahlbriefe,

 

3. die Zahl der zurückgewiesenen Wahlbriefe, unter Angabe der Zurückweisungsgründe,

 

4. die Zahl der nach besonderer Beschlußfassung zugelassenen Wahlbriefe,

 

5. die Zahl der insgesamt zugelassenen Wahlbriefe.

 

(6) Der Wahlniederschrift sind beizufügen

1. die Stimmzettel und Stimmzettelumschläge, über die der Briefwahlvorstand entsprechend § 37
Abs. 3 besonders beschlossen hat, ausgenommen die leer abgegebenen Stimmzettelumschläge,

 

2. die Wahlbriefe, die der Briefwahlvorstand zurückgewiesen hat,
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3. die Wahlscheine, über die der Briefwahlvorstand beschlossen hat, ohne daß die Wahlbriefe zu-
rückgewiesen wurden,

 

4. die Zähllisten.

 

§ 38 Abs. 3, 5 und 6 gilt entsprechend.

(7) Im übrigen gelten für die Tätigkeit des Briefwahlvorstandes die für den Wahlvorstand geltenden Be-
stimmungen entsprechend.

(8) Für einen Wahlvorstand, der das Briefwahlergebnis zusammen mit dem Wahlergebnis im Wahlbezirk
feststellt, gelten die Absätze 2 bis 6 entsprechend.

(9) Stellt der Vorsitzende des Gemeindewahlausschusses fest, dass im Wahlgebiet die regelmäßige Be-
förderung von Wahlbriefen infolge von Naturkatastrophen oder ähnlichen Ereignissen höherer Gewalt
gestört war, gelten die dadurch betroffenen Wahlbriefe, die nach Behebung des Ereignisses, spätestens
aber am 15.Tag nach der Wahl beim Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses der Gemeinde, die
den Wahlschein ausgestellt hat, eingehen, als rechtzeitig eingegangen, wenn sie ohne die Störung spä-
testens am Wahltag bis 18 Uhr eingegangen wären. Dabei gelten im Wahlgebiet abgesandte Wahlbrie-
fe mit einem Poststempel spätestens vom zweiten Tag vor der Wahl als rechtzeitig eingegangen. Die als
rechtzeitig eingegangen geltenden Wahlbriefe sind auf schnellstem Weg dem Gemeindewahlausschuss
zur nachträglichen Feststellung des Briefwahlergebnisses zu überweisen. Im Übrigen kann der Vorsit-
zende des Gemeindewahlausschusses Regelungen zur Anpassung an die besonderen Verhältnisse tref-
fen.

§ 42
Zulassung der Wahlbriefe und Ermittlung und

Feststellung des Briefwahlergebnisses in anderen Fällen

(1) Ist für die Ermittlung des Briefwahlergebnisses ein Wahlvorstand zuständig, auf den weniger als fünf-
zig Wahlbriefe entfallen, so entscheidet über deren Zulassung der Gemeindewahlausschuß, sofern nicht
ein vom Bürgermeister bestimmter anderer Wahlvorstand diese Aufgabe wahrnimmt. Der Gemeinde-
wahlausschuß oder der andere Wahlvorstand verfahren entsprechend § 41 Abs. 2 und 3. Über die Zulas-
sung der Wahlbriefe ist vom Schriftführer eine Niederschrift zu fertigen, der beizufügen sind

1. die Wahlbriefe, die der Gemeindewahlausschuß zurückgewiesen hat,

 

2. die Wahlscheine, über die der Gemeindewahlausschuß beschlossen hat, ohne daß die Wahlbriefe
zurückgewiesen wurden.

 

Die eingenommenen Wahlscheine sind entsprechend § 39 zu verpacken und zu verwahren.

(2) Nachdem alle rechtzeitig eingegangenen Wahlbriefe nach Absatz 1 behandelt worden sind, überge-
ben zwei Mitglieder des Gemeindewahlausschusses dem zuständigen Wahlvorstand die Wahlurne und
eine vom Vorsitzenden und dem Schriftführer unterzeichnete Mitteilung über die Zahl der zugelassenen
Wahlbriefe. Der Wahlvorsteher bescheinigt den Empfang schriftlich. Der Vorgang ist in der Niederschrift
des Gemeindewahlausschusses und in der Wahlniederschrift des Wahlvorstandes zu vermerken, die Mit-
teilung ist der Wahlniederschrift des Wahlvorstandes beizufügen.

(3) Der Wahlvorstand zählt zunächst die Wähler im Wahlbezirk nach § 37 Abs. 1; solange bleibt die vom
Gemeindewahlausschuß übergebene Wahlurne verschlossen. Danach werden die Stimmzettelumschlä-
ge dieser Wahlurne entnommen und ungeöffnet gezählt. Ergibt sich eine Abweichung gegenüber der
Mitteilung des Gemeindewahlausschusses, ist dies in der Wahlniederschrift zu vermerken. Sodann wer-
den die Stimmzettel aus den im Wahlbezirk und den durch Briefwahl abgegebenen Stimmzettelum-
schlägen entnommen und in gefaltetem Zustand uneingesehen vermengt. Die Stimmzettel und Stim-
men werden gemeinsam nach § 37 Abs. 2 bis 8 gezählt.
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(4) Ermittelt der Gemeindewahlausschuß in den Fällen des § 14 Abs. 3 des Kommunalwahlgesetzes
auch das Briefwahlergebnis, so entscheidet er auch über die Zulassung der Wahlbriefe; er verfährt
dabei nach Absatz 1 Satz 3 und 4 sowie § 41 Abs. 2 und 3. Die Stimmzettelumschläge aus zugelasse-
nen Wahlbriefen werden in die Wahlurne des Wahlraumes gelegt. Die Wahlscheine werden getrennt
nach Briefwählern und nach Wählern, die ihre Stimme im Wahlraum abgegeben haben, gesammelt. Die
Stimmzettelumschläge, Stimmzettel und Stimmen werden gemeinsam nach § 37 gezählt; Absatz 3 Satz
4 gilt entsprechend.

3. Unterabschnitt
Ermittlung, Feststellung und Bekanntmachung des Wahlergebnisses bei Gemeindewahlen

§ 43
Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses

durch den Gemeindewahlausschuß

(1) Der Gemeindewahlausschuß hat die Wahlniederschriften der Wahlvorstände auf Vollständigkeit und
Ordnungsmäßigkeit zu prüfen und dabei die Feststellungen der Wahlvorstände nachzuprüfen. Ergeben
sich aus den Wahlniederschriften oder aus sonstigen Gründen Bedenken gegen die Ordnungsmäßigkeit
des Wahlgeschäfts, klärt er sie so weit wie möglich auf. Er kann fehlerhafte Entscheidungen abändern;
zurückgewiesene Wahlbriefe kann er nicht zulassen. Ungeklärte Bedenken werden in der Niederschrift
vermerkt.

(2) Der Gemeindewahlausschuß stellt die von den Wahlvorständen festgestellten Ergebnisse nach Vor-
nahme etwa erforderlicher Berichtigungen zusammen, ermittelt aus den Stimmenzahlen die Verteilung
der Sitze auf die Wahlvorschläge und Bewerber und stellt als Wahlergebnis fest

1. die Zahl der Wahlberechtigten,

 

2. die Zahl der Wähler,

 

3. die Zahlen der gültigen und der ungültigen Stimmzettel,

 

4. die Zahl der insgesamt abgegebenen gültigen Stimmen,

 

5. bei Verhältniswahl die Zahlen der für die Bewerber der einzelnen Wahlvorschläge zusammen, bei
unechter Teilortswahl auch innerhalb der einzelnen Wohnbezirke, abgegebenen Stimmen (Ge-
samtstimmenzahlen der Wahlvorschläge),

 

6. die Zahlen der für die einzelnen Bewerber abgegebenen Stimmen,

 

7. bei Verhältniswahl die Zahl der Sitze, die auf die einzelnen Wahlvorschläge entfallen,

 

8. welche Bewerber gewählt sind,

 

9. welche Bewerber in welcher Reihenfolge Ersatzpersonen sind,

 

10. bei der Bürgermeisterwahl nach § 45 Abs. 1 der Gemeindeordnung, ob eine Neuwahl nach § 45
Abs. 2 der Gemeindeordnung notwendig ist.

 

(3) Bei der Zuweisung der Sitze an die Bewerber bleiben Bewerber, die nicht wählbar sind, unberück-
sichtigt.

(4) Im Anschluß an die Ermittlung und Feststellung gibt der Vorsitzende des Gemeindewahlausschusses
das Wahlergebnis mündlich bekannt.

(5) Die Niederschrift über die Sitzung muß insbesondere enthalten
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1. die Bezeichnung des Ausschusses,

 

2. die Namen und Funktionen seiner Mitglieder sowie den Namen des Schriftführers,

 

3. Zeit und Ort der Sitzung,

 

4. den Umfang und das Ergebnis der Nachprüfung der Feststellungen der Wahlvorstände und die
dazu gefaßten Beschlüsse,

 

5. die Zahl der zurückgewiesenen Wahlbriefe,

 

6. das festgestellte Wahlergebnis,

 

7. bei Verhältniswahl die Berechnungsgrundlagen für die Sitzverteilung,

 

8. sonstige Beschlüsse,

 

9. die Versicherung, daß die Vorschriften der §§ 21 bis 27 des Kommunalwahlgesetzes sowie der Ab-
sätze 1 bis 3 eingehalten worden sind.

 

Bei Satz 1 Nr. 6 sind unter der Gesamtzahl der Wahlberechtigten auch die Zahl der Wahlscheininhaber,
unter der Gesamtzahl der Wähler auch die Zahlen der Wähler mit Wahlschein und der Briefwähler anzu-
führen. Die Bewerber sind in der für die Sitzverteilung jeweils maßgeblichen Reihenfolge mit den in § 24
Abs. 1 Satz 3 und Abs. 3 Satz 2 und 3 genannten Angaben aufzuführen. Bleiben Sitze nach § 26 Abs. 4
des Kommunalwahlgesetzes unbesetzt, ist dies ausdrücklich zu vermerken. Der Niederschrift ist die Zu-
sammenstellung der von den Wahlvorständen festgestellten Ergebnisse nach Absatz 2 beizufügen.

§ 44
Öffentliche Bekanntmachung des Wahlergebnisses,

Benachrichtigung der gewählten Bewerber

(1) Die öffentliche Bekanntmachung des Wahlergebnisses bei Gemeindewahlen durch den Bürgermeis-
ter hat die in § 43 Abs. 2 Nr. 1 bis 10 bezeichneten Angaben zu enthalten. Die gewählten Bewerber und
die Ersatzpersonen sind jeweils in der festgestellten Reihenfolge mit den in § 24 Abs. 1 Satz 3 und Abs.
3 Satz 2 und 3 genannten Angaben, jedoch ohne Beruf und Stand, aufzuführen. Findet bei der Wahl der
Gemeinderäte Mehrheitswahl statt, sind höchstens so viele Ersatzpersonen, wie Vertreter gewählt wur-
den, bekannt zu machen. Nicht im Stimmzettel vorgedruckte wählbare Personen, für die nicht mehr als
fünf gültige Stimmen abgegeben wurden, müssen nicht namentlich aufgeführt werden; die auf sie ins-
gesamt entfallenen Stimmen können in einer Summe aufgeführt werden. Bei der Bürgermeisterwahl
müssen in Gemeinden mit mehr als 1 000 Einwohnern nicht zugelassene Bewerber, für die nicht mehr
als fünf gültige Stimmen abgegeben wurden, nicht namentlich aufgeführt werden; die auf sie insgesamt
entfallenen Stimmen können in einer Summe aufgeführt werden.

(2) In der Bekanntmachung ist anzugeben, bei welcher Behörde und innerhalb welcher Frist gegen die
Wahl Einspruch erhoben werden kann, in welchen Fällen dem Einspruch weitere Wahlberechtigte beitre-
ten müssen und wie hoch die erforderliche Zahl ist.

(3) Der Bürgermeister benachrichtigt die gewählten Bewerber und die Ersatzpersonen nach der münd-
lichen Bekanntgabe des Wahlergebnisses. Bei der Wahl der Gemeinderäte weist er die gewählten Be-
werber auf die Vorschriften der §§ 16 und 29 der Gemeindeordnung hin und fordert sie auf, etwaige Ab-
lehnungs- oder Hinderungsgründe unverzüglich mitzuteilen. Bei der Wahl des Bürgermeisters fordert er
den gewählten Bewerber auf, innerhalb einer Woche mitzuteilen, ob er die Wahl annimmt.

§ 45
(aufgehoben)
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4. Unterabschnitt
Ermittlung, Feststellung und Bekanntmachung

des Wahlergebnisses bei der Wahl der Kreisräte
§ 46

(1) Der Gemeindewahlausschuss stellt die von den Wahlvorständen festgestellten Ergebnisse nach Vor-
nahme etwa erforderlicher Berichtigungen zum Wahlergebnis in der Gemeinde, im Fall des § 11 Absatz
1 Satz 3 des Kommunalwahlgesetzes zum Wahlergebnis im Wahlkreis, zusammen. § 43 Absatz 1, 4 und
5 gilt entsprechend. Der Vorsitzende des Gemeindewahlausschusses übergibt die Niederschrift samt
den Wahlniederschriften der Wahlvorstände dem Vorsitzenden des Kreiswahlausschusses.

(2) Der Kreiswahlausschuss stellt die Wahlergebnisse in den Gemeinden zum Wahlergebnis im Wahl-
kreis zusammen. Anschließend stellt er die Wahlergebnisse in den Wahlkreisen zusammen, ermittelt
aus den Stimmenzahlen die Verteilung der Sitze auf die Wahlvorschläge, die Parteien und Wählerver-
einigungen und die Bewerber und stellt das Wahlergebnis im Landkreis, nach Wahlkreisen gegliedert,
fest. Er kann die Feststellungen der Gemeindewahlausschüsse und der Wahlvorstände nachprüfen und
fehlerhafte Entscheidungen abändern; zurückgewiesene Wahlbriefe kann er nicht zulassen. § 43 Absatz
2 bis 5 gilt entsprechend.

(3) Für die öffentliche Bekanntmachung des Wahlergebnisses und die Benachrichtigung der gewählten
Bewerber und Ersatzpersonen durch den Landrat gilt § 44 entsprechend. In der öffentlichen Bekanntma-
chung müssen Ersatzpersonen für Ausgleichsitze nur bis zur doppelten Anzahl der auf die Partei oder
Wählervereinigung entfallenden Ausgleichsitze aufgeführt werden; mindestens sind jedoch die ersten
drei Ersatzpersonen aufzuführen; in der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass die Ersatzper-
sonen nur teilweise aufgeführt werden und dass die anderen nicht gewählten Bewerber der Partei oder
Wählervereinigung weitere Ersatzpersonen in der Reihenfolge der von ihnen erzielten Stimmenzahlen
sind.

4. ABSCHNITT
Prüfung und Anfechtung von Wahlen

§ 47

(1) Zur Prüfung der Wahl legen bei Gemeindewahlen der Bürgermeister, bei der Wahl der Kreisräte der
Landrat der Rechtsaufsichtsbehörde unverzüglich vor

1. alle Wahlniederschriften der Wahlvorstände und die Niederschriften der Wahlausschüsse über die
Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses mit Anlagen,

 

2. Nachweise über alle öffentlichen Bekanntmachungen,

 

3. die Niederschrift des Wahlausschusses über die Prüfung und Zulassung der Wahlvorschläge mit
Anlagen,

 

4. bei Bürgermeisterwahlen die Bewerbungsunterlagen des gewählten Bewerbers oder, wenn dieser
keine Bewerbung eingereicht hatte, die zur Prüfung der Wählbarkeit erforderlichen Unterlagen.

 

Die Rechtsaufsichtsbehörde gibt die Unterlagen nach Abschluß der Wahlprüfung zurück.

(2) Die Prüfung der Gültigkeit der Wahl umfaßt die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses
und die Wählbarkeit der Gewählten, sowie erforderlichenfalls die Vorbereitung der Wahl und die Wahl-
handlung. Über die Prüfung ist der Gemeinde oder dem Landkreis ein Bescheid zu erteilen.

(3) In der Entscheidung über den Einspruch gegen die Wahl stellt die Rechtsaufsichtsbehörde fest, ob
und in welchem Umfang die Aufwendungen des Einsprechenden zu erstatten sind. Auf Antrag setzt die
Rechtsaufsichtsbehörde den Betrag der zu erstattenden Aufwendungen fest.

5. ABSCHNITT
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Nachholung und Wiederholung von Wahlen
§ 48

Nachholung von Wahlen

Ist eine Wahl nach § 29 des Kommunalwahlgesetzes abgesagt worden, so ist sie sobald wie möglich
nachzuholen. Den Tag der Wahl bestimmt bei Gemeindewahlen der Gemeinderat, bei der Wahl der
Kreisräte der Kreistag. Die Vorschriften über Wiederholungswahlen und Neuwahlen finden entsprechend
Anwendung. Ist eine Änderung der Stimmzettel hiernach nicht erforderlich, sind die für die abgesagte
Wahl erteilten Wahlscheine auch für die nachgeholte Wahl gültig. Ist eine Änderung der Stimmzettel er-
forderlich, sind erteilte Wahlscheine nicht mehr gültig; sie werden in den Fällen, in denen das Wähler-
verzeichnis neu erstellt werden muß, auf Antrag der Wahlberechtigten, sonst von Amts wegen durch
neue Wahlscheine ersetzt. Wahlbriefe mit alten Wahlscheinen, die beim Vorsitzenden des zuständigen
Gemeindewahlausschusses eingegangen sind, werden von diesem gesammelt und unter Beachtung des
Wahlgeheimnisses vernichtet.

§ 49
Wiederholungs- und Neuwahlen bei teilweiser Ungültigkeit

(1) Werden Wiederholungs- oder Neuwahlen nur im Wahlkreis oder Wiederholungswahlen nur im Wahl-
bezirk durchgeführt, darf die Einteilung in Wahlkreise und Wahlbezirke nicht verändert werden.

(2) Wahlberechtigte, die für die Hauptwahl einen Wahlschein erhalten haben, werden bei der nur in
Wahlbezirken durchzuführenden Wiederholungswahl nur dann zur Wahl zugelassen, wenn sie den Wahl-
schein in dem Wahlbezirk abgegeben haben, in dem die Wahl wiederholt wird. Wahlberechtigte, die
durch Briefwahl gewählt haben, werden nur dann zur Wiederholungswahl zugelassen, wenn die Ermitt-
lung des Briefwahlergebnisses durch den Wahlvorstand des Wahlbezirks erfolgt ist, in dem die Wieder-
holungswahl durchzuführen ist.

(3) Bei teilweisen Neuwahlen in Wahlkreisen sind Wahlberechtigte, die bei der Hauptwahl in einem an-
deren Wahlkreis wahlberechtigt waren, nicht in die der Neuwahl zugrunde zu legenden Wählerverzeich-
nisse aufzunehmen.

6. ABSCHNITT
Gleichzeitige Durchführung mehrerer Wahlen

1. Unterabschnitt
Gleichzeitige Durchführung mehrerer kommunaler Wahlen

§ 50
Vorbereitung von gleichzeitig durchzuführenden Wahlen

(1) Bei gleichzeitiger Durchführung der Wahlen der Kreisräte und der Gemeinderäte sollen die Bekannt-
machungen nach § 1 gleichzeitig vorgenommen werden. Bei gleichzeitiger Durchführung der Bürger-
meisterwahl mit diesen Wahlen kann die Bekanntmachung der Bürgermeisterwahl nach § 1 mit den in
Satz 1 genannten Bekanntmachungen verbunden werden.

(2) Die Bekanntmachung nach § 26 erfolgt für alle gleichzeitig durchzuführenden Wahlen gemeinsam.
Dabei ist darauf hinzuweisen, welche Wahlen gleichzeitig durchgeführt werden, welche Farben die
Stimmzettel für die einzelnen Wahlen aufweisen und ob die Stimmzettel für die einzelnen Wahlen, so-
weit Stimmzettelumschläge zu verwenden sind, in je besonderen Stimmzettelumschlägen oder in einem
Stimmzettelumschlag abzugeben sind.

(3) Im Wählerverzeichnis ist bei Personen, die für einzelne Wahlen nicht wahlberechtigt sind, in der be-
treffenden Spalte für den Stimmabgabevermerk ein Sperrvermerk einzutragen. Die Zahl der Wahlbe-
rechtigten ist beim Abschluß des Wählerverzeichnisses für jede Wahl gesondert zu beurkunden.

(4) Die Wahlbenachrichtigung ist für alle gleichzeitig durchzuführenden Wahlen gemeinsam auszustel-
len. Es ist kenntlich zu machen, für welche Wahlen das Wahlrecht besteht.

(5) Für alle gemeinsam durchzuführenden Wahlen ist ein gemeinsamer Wahlschein auszustellen. Auf
dem Wahlschein ist kenntlich zu machen, für welche Wahlen der Inhaber wahlberechtigt ist und für wel-
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che Wahlbezirke der Wahlschein gilt. Durch persönliche Stimmabgabe kann der Wahlberechtigte nur
in den Wahlbezirken des jeweils kleinsten Wahlgebiets, und wenn dieses Wahlgebiet in Wahlkreise ein-
geteilt ist, nur in den Wahlbezirken des für ihn zuständigen kleinsten Wahlkreises dieses Wahlgebiets,
wählen. Für das Wahlscheinverzeichnis gilt Absatz 3 Satz 1 entsprechend. Wird ein Wahlschein ganz
oder für eine bestimmte Wahl für ungültig erklärt, so ist im Verzeichnis nach § 11 Abs. 11 Satz 2 zu ver-
merken, für welche Wahl der Wahlschein ungültig ist.

(6) Die Bekanntmachungen der Wahlvorschläge der Wahlen der Gemeinderäte und der Ortschaftsräte
sind miteinander zu verbinden. Die Bekanntmachungen der Wahlvorschläge der Wahlen der Kreisräte
und der Gemeinderäte sollen gleichzeitig vorgenommen werden. Bei gleichzeitiger Durchführung der
Bürgermeisterwahl mit diesen Wahlen kann die Bekanntmachung der zugelassenen Bewerbungen für
die Bürgermeisterwahl mit den in Satz 1 genannten Bekanntmachungen verbunden werden.

(7) Werden für die einzelnen Wahlen je besondere Stimmzettelumschläge verwendet, so müssen diese
mit einem die einzelne Wahl kennzeichnenden Aufdruck versehen sein. Bei Briefwahl ist für alle gemein-
sam durchzuführenden Wahlen nur ein Wahlbriefumschlag zu verwenden.

§ 51
Wahlhandlung und Ermittlung und Feststellung des

Wahlergebnisses bei gleichzeitig durchzuführenden Wahlen

(1) Sind mit der Ermittlung des Briefwahlergebnisses jeder Wahl verschiedene Wahlorgane betraut, so
entscheidet über die Zulassung der Wahlbriefe der Gemeindewahlausschuß, sofern nicht ein vom Bür-
germeister bestimmtes anderes Wahlorgan diese Aufgabe wahrnimmt. Der Gemeindewahlausschuß
oder das andere Wahlorgan verfährt entsprechend § 41 Abs. 2 und 3, § 42 Abs. 1 Satz 3 und 4 sowie
§ 42 Abs. 2. Das Verfahren nach § 42 Abs. 3 wird angewendet, wenn auf einen Wahlvorstand, der das
Briefwahlergebnis zusammen mit dem Wahlergebnis im Wahlbezirk feststellt, weniger als fünfzig Wahl-
briefe entfallen.

(1a) Werden für jede Wahl besondere Stimmzettelumschläge verwendet, ist das Verfahren nach § 37a
für jede Wahl, bei der weniger als 50 Wähler ihre Stimme abgegeben haben, getrennt durchzuführen.

(2) Die Stimmabgabe ist im Wählerverzeichnis für jede Wahl in einer besonderen Spalte, wenn je be-
sondere Stimmzettelumschläge verwendet werden, nur in einer Spalte, wenn nur ein Stimmzettelum-
schlag verwendet wird, zu vermerken. Im ersteren Fall können für jede Wahl besondere Wahlurnen mit
entsprechenden Aufschriften verwendet werden. Bei gleichzeitiger Durchführung der Bürgermeister-
wahl mit anderen Wahlen ist die Stimmabgabe für die Bürgermeisterwahl in einer besonderen Spalte zu
vermerken, es sei denn, nach § 37 Abs. 4 Satz 4 des Kommunalwahlgesetzes wurde bestimmt, dass die
Stimmzettel in einem gemeinsamen Stimmzettelumschlag abzugeben sind

(3) Die Wahlvorstände und der Gemeindewahlausschuss ermitteln und stellen zunächst die Wahlergeb-
nisse der Wahl der Mitglieder der Regionalversammlung des Verbands Region Stuttgart fest; im Übrigen
legt der Vorsitzende des Gemeindewahlausschusses die weitere Reihenfolge der Ermittlung und Fest-
stellung der Wahlergebnisse fest. Mit den nächsten Ermittlungen darf erst begonnen werden, wenn die
Wahlniederschrift über die vorangegangene Feststellung unterschrieben und die Unterlagen nach § 39
verpackt, versiegelt und beschriftet sind. Für die Wahlen, deren Ergebnis noch nicht ermittelt wird, blei-
ben die Wahlurnen solange unter Verschluß bzw. werden die Stimmzettel unter Verschluß genommen.
Für die einzelnen Wahlen sind getrennte Wahlniederschriften zu fertigen; die Unterlagen nach § 39 sind
für die einzelnen Wahlen getrennt zu verpacken, zu versiegeln und zu beschriften.

(4) Wahlscheine, über die der Wahlvorstand nach § 31 Satz 3 besonders beschlossen hat, sind der Wahl-
niederschrift für die Wahl anzuschließen, deren Ergebnis als erstes festgestellt wird.

(5) Werden gemeinsame Stimmzettelumschläge verwendet, so gilt für die Ermittlung und Feststellung
des Wahlergebnisses folgendes:

1. Bei der Zählung nach § 37 Abs. 1 ist die Gesamtzahl der abgegebenen Stimmzettelumschläge mit
den Gesamtzahlen der Stimmabgabevermerke und der eingenommenen Wahlscheine zu verglei-
chen. Die Zählung und ihr Ergebnis sind in der Wahlniederschrift für die Wahl zu vermerken, de-
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ren Ergebnis als erstes festgestellt wird. Als Zahl der Wähler gilt für die einzelnen Wahlen jeweils
die Zahl der für sie abgegebenen Stimmzettel.

 

1a. Ergibt die Zählung nach Nummer 1 Satz 1, dass weniger als 50 Wähler ihre Stimme abgegeben
haben, ist das Verfahren nach § 37a für alle Wahlen gemeinsam durchzuführen. Ist für die Wahl
der Ortschaftsräte eine gemeinsame Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses mit ei-
nem anderen Wahlbezirk (§ 37a Absatz 1 und 4) nicht möglich, ist das Wahlergebnis der Wahl der
Ortschaftsräte im Wahlbezirk nach § 37a Absatz 2 und 4 gemeinsam mit dem Wahlergebnis des
Briefwahlvorstands, der das Briefwahlergebnis dieser Ortschaft feststellt, zu ermitteln und festzu-
stellen; für die anderen Wahlen bleibt Satz 1 unberührt. Im Falle des Satzes 2 sind die Stimmzet-
tel für die Wahl der Ortschaftsräte den gemeinsamen Stimmzettelumschlägen zu entnehmen und
in gefaltetem Zustand uneingesehen in eine gesonderte Wahlurne zu legen. Der Vorsitzende des
Gemeindewahlausschusses kann anordnen, dass anstelle des Verfahrens nach den Sätzen 2 und
3 die Wahlergebnisse des Wahlbezirks für alle Wahlen nach § 37a Absatz 2 gemeinsam mit den
Wahlergebnissen des Briefwahlvorstands, der das Briefwahlergebnis der Wahl der Ortschaftsräte
feststellt, zu ermitteln und festzustellen ist.

 

2. Stimmzettelumschläge, die nach § 37 Abs. 3 ausgesondert wurden, sind dem Stimmzettel für die
Wahl anzuschließen, deren Ergebnis als erstes festgestellt wird. Die getroffene Entscheidung ist
auf allen Stimmzetteln zu vermerken; der Kreiswahlausschuss kann keine abweichende Entschei-
dung treffen.

 

3. Stimmzettelumschläge, die leer abgegeben worden sind, gelten als ein ungültiger Stimmzettel
für jede Wahl.

 

(6) Liegt ein Grund für die Zurückweisung eines Wahlbriefes nicht für alle Wahlen vor, so ist der Wahl-
brief nur für die betreffenden Wahlen zurückzuweisen. Zurückgewiesene Wahlbriefe sind der Wahlnie-
derschrift für die Wahl anzuschließen, deren Ergebnis als erstes festgestellt wird.

2. Unterabschnitt
Gleichzeitige Durchführung mit einer Parlamentswahl oder einer Volksabstimmung

§ 51 a
Grundsatz

Bei gleichzeitiger Durchführung von kommunalen Wahlen mit der Wahl der Abgeordneten des Europäi-
schen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland, des Deutschen Bundestags oder des Landtags
(Parlamentswahlen) oder einer Volksabstimmung gelten für kommunale Wahlen die allgemeinen kom-
munalwahlrechtlichen Vorschriften, soweit sich aus den nachfolgenden Bestimmungen nicht etwas an-
deres ergibt.

§ 51 b
Wahlbezirke

Die Wahlbezirke für kommunale Wahlen sollen mit den Wahlbezirken für die Parlamentswahl oder den
Stimmbezirken für die Volksabstimmung übereinstimmen.

§ 51 c
Wahlorgane

Unbeschadet der für die Parlamentswahl und die Volksabstimmung geltenden Bestimmungen (§ 4 des
Europawahlgesetzes in Verbindung mit § 9 Absatz 3 des Bundeswahlgesetzes, § 9 Absatz 3 des Bundes-
wahlgesetzes, § 15 Absatz 2 des Landtagswahlgesetzes oder § 4 Absatz 4 des Volksabstimmungsgeset-
zes in Verbindung mit § 15 Absatz 2 des Landtagswahlgesetzes) können die Mitglieder der Wahlorgane
für die Parlamentswahl oder der Abstimmungsorgane für die Volksabstimmung zugleich zu Mitgliedern
der Wahlorgane für kommunale Wahlen berufen werden, sofern sie die kommunalwahlrechtlichen Vor-
aussetzungen hierfür erfüllen.

§ 51 d
Wählerverzeichnis
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(1) Das Wählerverzeichnis für kommunale Wahlen kann mit dem Wählerverzeichnis für die Parlaments-
wahl in der Weise verbunden werden, dass die nach § 14 Absatz 2 Satz 3 der Europawahlordnung (Eu-
WO), § 14 Absatz 2 Satz 3 der Bundeswahlordnung (BWO) oder § 10 Absatz 2 Satz 3 der Landeswahlord-
nung (LWO) notwendigen Spalten um die Spalten nach § 3 Absatz 6 ergänzt werden. Ist eine Person, die
zur Parlamentswahl wahlberechtigt ist, zu kommunalen Wahlen nicht wahlberechtigt, so ist in der Spalte
für den Stimmabgabevermerk der betreffenden kommunalen Wahl ein Sperrvermerk einzutragen.

(2) Das Wählerverzeichnis für kommunale Wahlen kann mit dem Stimmberechtigtenverzeichnis für die
Volksabstimmung in der Weise verbunden werden, dass die nach § 6 Absatz 2 Satz 1 der Stimmordnung
(StO) in Verbindung mit § 10 Absatz 2 Satz 3 LWO notwendigen Spalten um die Spalten nach § 3 Absatz
6 ergänzt werden. Ist eine Person, die zur Volksabstimmung stimmberechtigt ist, zu kommunalen Wah-
len nicht wahlberechtigt, so ist in der Spalte für den Stimmabgabevermerk der betreffenden kommuna-
len Wahl ein Sperrvermerk einzutragen.

(3) In das Wählerverzeichnis für kommunale Wahlen sind alle Wahlberechtigten einzutragen, die am 42.
Tag vor der Wahl bei der Meldebehörde für eine Wohnung, bei mehreren Wohnungen mit Hauptwoh-
nung, in der Gemeinde gemeldet sind.

(4) Die Wahlbenachrichtigung nach § 4 Absatz 1 kann mit der Wahlbenachrichtigung für die Parlaments-
wahl (§ 18 Absatz 1 EuWO, § 19 Absatz 1 BWO oder § 12 Absatz 1 LWO) oder der Benachrichtigung der
Stimmberechtigten für die Volksabstimmung (§ 6 Absatz 2 StO in Verbindung mit § 12 Absatz 1 LWO)
verbunden werden; dabei ist kenntlich zu machen, für welche Wahlen das Wahlrecht oder das Stimm-
recht für die Volksabstimmung besteht. Die Benachrichtigung ist in diesem Fall mit einem Vordruck für
einen gemeinsamen Antrag auf Erteilung des Wahlscheins für die kommunalen Wahlen und des Wahl-
scheins für die Parlamentswahl oder des Stimmscheins für die Volksabstimmung zu verbinden. Die ge-
meinsame Wahlbenachrichtigung und der gemeinsame Antrag dürfen den für die Parlamentswahl maß-
geblichen Mustern (Anlagen 3 und 4 EuWO oder Anlagen 3 und 4 BWO) nicht widersprechen.

(5) Der Abschluss des Wählerverzeichnisses nach § 8 ist getrennt vom Abschluss des Wählerverzeichnis-
ses für die Parlamentswahl (§ 23 EuWO, § 24 BWO oder § 17 LWO) oder des Stimmberechtigtenverzeich-
nisses für die Volksabstimmung (§ 6 Absatz 2 StO in Verbindung mit § 17 LWO) zu beurkunden.

§ 51 e
Wahlschein, Wahlscheinverzeichnisse

(1) Der Wahlschein für kommunale Wahlen nach Anlage 1 kann entsprechend dem Wahlschein für die
Parlamentswahl (Anlage 8 EuWO, Anlage 9 BWO oder Anlage 1 LWO) oder dem Stimmschein für die
Volksabstimmung (Anlage 1 StO) gestaltet werden. Der Wahlschein für kommunale Wahlen soll von gel-
ber Farbe sein; er erhält dieselbe Wahlscheinnummer wie der Wahlschein für die Parlamentswahl oder
der Stimmschein für die Volksabstimmung.

(2) Über die erteilten Wahlscheine für die Parlamentswahl und kommunale Wahlen kann ein gemeinsa-
mes Wahlscheinverzeichnis (§ 27 Absatz 6 Satz 1 EuWO, § 28 Absatz 6 Satz 1 BWO oder § 20 Absatz 9
Satz 1 LWO und § 11 Absatz 9 Satz 1 dieser Verordnung) geführt werden. Ein besonderes Wahlschein-
verzeichnis (§ 27 Absatz 6 Satz 5 EuWO, § 28 Absatz 6 Satz 5 BWO oder § 20 Absatz 9 Satz 6 LWO und §
11 Absatz 9 Satz 6 dieser Verordnung) kann gemeinsam geführt werden, wenn die Mitglieder des Wahl-
vorstands für die Parlamentswahl zugleich zu Mitgliedern des Wahlvorstands für kommunale Wahlen
berufen werden. Über die für ungültig erklärten Wahlscheine kann ein gemeinsames Verzeichnis (§ 27
Absatz 8 Satz 2 EuWO, § 28 Absatz 8 Satz 2 BWO oder § 20 Absatz 10 Satz 2 LWO und § 11 Absatz 11
Satz 2 dieser Verordnung) in den Stadtkreisen geführt werden, in denen die Mitglieder des Briefwahlvor-
stands für die Parlamentswahl zugleich zu Mitgliedern des Briefwahlvorstands für kommunale Wahlen
berufen werden; dies gilt nicht, wenn bei der Wahl des Deutschen Bundestags oder des Landtags dem
Wahlkreis neben dem Stadtkreis noch weitere Gemeinden angehören.

(3) Über die erteilten Stimmscheine für die Volksabstimmung und die erteilten Wahlscheine für kommu-
nale Wahlen kann ein gemeinsames Wahl- und Stimmscheinverzeichnis (§ 7 Satz 1 StO in Verbindung
mit § 20 Absatz 9 Satz 1 LWO und § 11 Absatz 9 Satz 1 dieser Verordnung) geführt werden. Ein beson-
deres Wahl- und Stimmscheinverzeichnis (§ 7 Satz 1 StO in Verbindung mit § 20 Absatz 9 Satz 6 LWO
und § 11 Absatz 9 Satz 6 dieser Verordnung) kann gemeinsam geführt werden, wenn die Mitglieder des
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Stimmbezirksvorstands für die Volksabstimmung zugleich zu Mitgliedern des Wahlvorstands für kommu-
nale Wahlen berufen werden.

§ 51 f
Stimmzettelumschläge, Wahlbriefumschläge

(1) Bei der Briefwahl muss sich die Farbe der Stimmzettelumschläge für kommunale Wahlen deutlich
von der blauen Farbe des Stimmzettelumschlags für die Parlamentswahl (§ 38 Absatz 3 EuWO, § 45 Ab-
satz 3 BWO oder § 28 Absatz 3 Satz 1 LWO) oder für die Volksabstimmung (§ 8 Absatz 3 StO) unter-
scheiden.

(2) Abweichend von § 24 Absatz 4 Satz 3 sind die Wahlbriefumschläge für kommunale Wahlen von auf-
fallender gelber Farbe. Auf den Wahlbriefumschlag (Anlage 13) werden unter das Wort »Wahlbrief« zu-
sätzlich die Wörter »für die kommunale Wahl« gesetzt. In dem Wahlschein (Anlage 1) und dem Stimm-
zettelumschlag für die Briefwahl (Anlage 12) wird jeweils das Wort »hellroten« durch das Wort »gelben«
ersetzt.

§ 51 g
Bekanntmachungen

(1) Die Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis nach § 5 Absatz 1 kann
mit der Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis für die Parlamentswahl
(§ 19 Absatz 1 EuWO, § 20 Absatz 1 BWO oder § 13 LWO) verbunden werden. In der Bekanntmachung
ist darauf hinzuweisen, dass die kommunalen Wahlen und die Parlamentswahl gleichzeitig stattfinden
und dass Wähler, die bei den kommunalen Wahlen und bei der Parlamentswahl durch Briefwahl wählen,
zwei Wahlbriefe absenden müssen.

(2) Die Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis nach § 5 Absatz 1 kann
mit der Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das Stimmberechtigtenverzeichnis für die
Volksabstimmung (§ 6 Absatz 2 StO) verbunden werden. In der Bekanntmachung ist darauf hinzuwei-
sen, dass die kommunalen Wahlen und die Volksabstimmung gleichzeitig stattfinden und dass Perso-
nen, die bei den kommunalen Wahlen durch Briefwahl wählen und bei der Volksabstimmung durch Brie-
fabstimmung abstimmen, einen Wahlbrief und einen Abstimmungsbrief absenden müssen.

(3) Die Wahlbekanntmachung nach § 26 Absatz 1 kann mit der Wahlbekanntmachung für die Parla-
mentswahl (§ 41 Absatz 1 EuWO, § 48 Absatz 1 BWO oder § 31 Absatz 1 LWO) oder der Abstimmungs-
bekanntmachung für die Volksabstimmung (§ 11 Absatz 1 StO) verbunden werden. In diesem Fall soll
darauf hingewiesen werden, wie sich die Stimmzettel für die jeweilige Wahl oder die Volksabstimmung
durch Farbe und Aufdruck voneinander unterscheiden.

§ 51 h
Wahlraum, Wahlurne

(1) Sind die Mitglieder des Wahlvorstands für die Parlamentswahl zugleich Mitglieder des Wahlvorstands
für kommunale Wahlen nach § 51 c, so finden die Wahlen in demselben Wahlraum statt. In diesem Fall
kann für alle Wahlen dieselbe Wahlurne verwendet werden. § 39 Absatz 2 EuWO oder § 46 Absatz 2
BWO finden für die kommunalen Wahlen entsprechende Anwendung.

(2) Sind die Mitglieder des Abstimmungsvorstands für die Volksabstimmung zugleich Mitglieder des
Wahlvorstands für kommunale Wahlen nach § 51 c, so finden die kommunalen Wahlen und die Volksab-
stimmung in demselben Wahl- und Abstimmungsraum statt. In diesem Fall kann für die Wahlen und die
Volksabstimmung dieselbe Wahl- und Stimmurne verwendet werden.

§ 51 i
Ermittlung des Wahlergebnisses

Bei der Ermittlung des Wahlergebnisses für die gleichzeitig stattfindenden Wahlen oder des Abstim-
mungsergebnisses für die gleichzeitig stattfindende Volksabstimmung haben § 60 EuWO, § 67 BWO, §
41 LWO oder § 15 StO Vorrang vor § 51 Absatz 3. Ist der Briefwahlvorstand für die Parlamentswahl oder
der Briefabstimmungsvorstand für die Volksabstimmung mit dem Briefwahlvorstand für die kommu-
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nalen Wahlen verbunden, hat die Ermittlung und Feststellung des Briefwahlergebnisses für die Parla-
mentswahl oder des Briefabstimmungsergebnisses für die Volksabstimmung ebenfalls Vorrang.

7. ABSCHNITT
Anhörung der Bürger, Bürgerentscheid, Bürgerbegehren

§ 52
Anhörung der Bürger bei Grenzänderungen

(1) Auf die Durchführung der Anhörung der Bürger bei Grenzänderungen nach § 8 der Gemeindeord-
nung finden die Bestimmungen für die Wahl des Bürgermeisters entsprechende Anwendung.

(2) Der Stimmzettel muß die Frage, zu der die Bürger gehört werden, enthalten. Sie muß so gefaßt sein,
daß sie mit »Ja« oder »Nein« beantwortet werden kann und den Willen der Abstimmenden klar zum Aus-
druck bringt. Im Falle des § 8 Abs. 3 und 6 der Gemeindeordnung bestimmt die Rechtsaufsichtsbehörde
den Wortlaut der Frage.

(3) Auch wenn mehrere Anhörungen an demselben Tag durchgeführt werden, sind getrennte Abstim-
mungsniederschriften zu fertigen. Die öffentlichen Bekanntmachungen können verbunden werden.

§ 53
Antrag auf Einwohnerversammlung, Einwohnerantrag,

Bürgerbegehren, Bürgerentscheid

(1) Ein Unionsbürger, der nach § 26 des Bundesmeldegesetzes von der Meldepflicht befreit und nicht in
das Melderegister eingetragen ist, hat der Unterzeichnung des Antrags eine Versicherung an Eides Statt
mit den Angaben nach § 3 Abs. 4 Satz 2 beizufügen. § 3 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 Satz 3 gelten entspre-
chend.

(2) Auf die Durchführung des Bürgerentscheids finden die Bestimmungen für die Wahl des Bürgermeis-
ters entsprechende Anwendung. Für die Gestaltung des Stimmzettels gilt § 52 Abs. 2 Sätze 1 und 2.

8. ABSCHNITT
Schlußbestimmungen

§ 54
(aufgehoben)

§ 55
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Das Innenministerium gibt den Wahltag für die regelmäßigen Wahlen der Gemeinderäte und der
Kreisräte im Staatsanzeiger bekannt.

(2) Die im Kommunalwahlgesetz und in dieser Kommunalwahlordnung vorgesehenen öffentlichen Be-
kanntmachungen des Bürgermeisters und des Landrats werden in der für die Gemeinde oder den Land-
kreis bestimmten Form durchgeführt. Bei öffentlichen Bekanntmachungen durch Anschlag und Hinweis
hierauf gilt als Tag der Bekanntmachung der Tag des Hinweises; liegt der Tag des Hinweises vor dem
Tag des Anschlags, gilt der Tag des Anschlags als Tag der Bekanntmachung. Über den Vollzug der Be-
kanntmachung ist ein Nachweis zu den Wahlakten zu bringen.

(3) Sofern öffentliche Bekanntmachungen nach Absatz 2 nicht durch Bereitstellung im Internet erfolgen,
kann der Inhalt der öffentlichen Bekanntmachungen zusätzlich im Internet veröffentlicht werden. Dabei
sind die Unversehrtheit, Vollständigkeit und Ursprungszuordnung der Veröffentlichung nach aktuellem
Stand der Technik zu gewährleisten. Statt einer Anschrift ist nur der Wohnort anzugeben. Personenbe-
zogene Daten in Internetveröffentlichungen von öffentlichen Bekanntmachungen nach §§ 19 und 20 Ab-
satz 6 Sätze 2 bis 4 sind spätestens sechs Monate nach der Bekanntmachung des Wahlergebnisses, von
öffentlichen Bekanntmachungen nach § 44 Absatz 1 und § 46 Absatz 3 spätestens sechs Monate nach
der nächsten Wahl zu löschen.

§ 56
Sicherung der Wählerverzeichnisse, der
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Wahlscheinverzeichnisse und der Unterstützungsunterschriften

(1) Die Wählerverzeichnisse, die allgemeinen und die besonderen Wahlscheinverzeichnisse und die Ver-
zeichnisse nach § 11 Abs. 11 Satz 2 sowie § 12 Abs. 1, die Formblätter mit Unterstützungsunterschrif-
ten für Wahlvorschläge und Bewerbungen, die Unterschriften für Anträge auf Einwohnerversammlung,
Einwohneranträge und Bürgerbegehren sowie die eingenommenen Wahlbenachrichtigungen sind so zu
verwahren, daß sie gegen Einsichtnahme durch Unbefugte und gegen jede unbefugte Benutzung ge-
schützt sind.

(2) Auskünfte aus dem Wählerverzeichnis, dem allgemeinen und dem besonderen Wahlscheinverzeich-
nis und den Verzeichnissen nach § 11 Abs. 11 Satz 2 und § 12 Abs. 1 dürfen nur Behörden, Gerichten
und sonstigen amtlichen Stellen und nur dann erteilt werden, wenn sie für den Empfänger im Zusam-
menhang mit der Wahl oder Abstimmung erforderlich sind. Ein solcher Anlaß liegt insbesondere bei Ver-
dacht von Wahlstraftaten, bei Wahlprüfungs- und -anfechtungsangelegenheiten und bei wahlstatisti-
schen Arbeiten vor.

(3) Mitglieder von Wahlorganen, Amtsträger und für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichtete
dürfen Auskünfte über Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge und Bewerbungen sowie über
Unterschriften für Anträge auf Einwohnerversammlung, Einwohneranträge und Bürgerbegehren nur Be-
hörden, Gerichten und sonstigen amtlichen Stellen und nur dann erteilen, wenn die Auskunft zur Durch-
führung der Wahl oder Feststellung der Zulässigkeit des Antrags, zur Durchführung eines Wahlprüfungs-
oder -anfechtungsverfahrens oder zur Aufklärung des Verdachts einer Wahlstraftat erforderlich ist.

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend für andere Formen der Bekanntgabe sowie für jede Ein-
sichtnahme und sonstige Nutzung.

§ 57
Aufbewahrung und Vernichtung von Wahlunterlagen

(1) Die Niederschriften über Sitzungen der Wahlorgane mit den Anlagen sind bis zum Ablauf der Amts-
zeit der Gewählten aufzubewahren.

(2) Die Wählerverzeichnisse, die allgemeinen und die besonderen Wahlscheinverzeichnisse, die Ver-
zeichnisse nach § 11 Abs. 11 Satz 2 und § 12 Abs. 1, die Formblätter mit Unterstützungsunterschrif-
ten für Wahlvorschläge und Bewerbungen sowie die verspätet eingegangenen und die zurückgewiese-
nen Wahlbriefe sind nach der rechtskräftigen Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl zu vernichten;
gleichzeitig sind in diesem Zusammenhang gespeicherte Daten zu löschen. Die eingenommenen Wahl-
benachrichtigungen sind unverzüglich nach der Wahl zu vernichten.

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 nicht genannten Wahlunterlagen können nach der rechtskräftigen Ent-
scheidung über die Gültigkeit der Wahl vernichtet werden.

(4) Für die Anhörung der Bürger bei Grenzänderungen, den Antrag auf Einwohnerversammlung, den
Einwohnerantrag, das Bürgerbegehren und den Bürgerentscheid gelten die Absätze 2 und 3 mit der
Maßgabe, daß die entsprechenden Unterlagen ein Jahr nach der Abstimmung oder der Entscheidung
über den Antrag vernichtet werden müssen (Absatz 2) oder können (Absatz 3), soweit sie nicht für ein
anhängiges Rechtsbehelfsverfahren von Bedeutung sein können oder die Rechtsaufsichtsbehörde etwas
anderes anordnet.

§ 58
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Kommunalwahlord-
nung (KomWO) in der Fassung vom 25. April 1980 (GBl. S. 299) außer Kraft.

Stuttgart, den 2. September 1983

Innenministerium
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Dr. Herzog

Anlage 1

(zu § 11 Absatz 1)

Muster des Wahlscheins
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Rückseite:

Hinweise für Briefwähler und Briefwählerinnen

Wie wählen Sie durch Briefwahl?

- Üben Sie Ihr Wahlrecht persönlich aus,

 

- legen Sie den/die 1) gekennzeichneten Stimmzettel, den/die 1) Sie für die Stimmabgabe verwen-
den - sonst nichts! -, in den/die 1) amtlichen Stimmzettelumschlag/Stimmzettelumschläge 1)

(der/die 1) Stimmzettelumschlag /Stimmzettelumschläge 1) kommt/kommen 1) später ungeöffnet
in die Wahlurne),

 

- kleben Sie den/die 1) Stimmzettelumschlag/Stimmzettelumschläge 1) zu,

 

- unterschreiben Sie die auf der Vorderseite dieses Wahlscheins vorgedruckte „Versicherung an Ei-
des statt zur Briefwahl“ unter Angabe des Datums,

 

- legen Sie den unterschriebenen Wahlschein und den/die 1) verschlossenen Stimmzettelum-
schlag/Stimmzettelumschläge 1) in den hellroten 2) Wahlbriefumschlag,

 

- kleben Sie den hellroten 2) Wahlbriefumschlag zu,

 

- geben Sie den Wahlbrief rechtzeitig zur Post oder geben Sie ihn rechtzeitig bei der auf dem Wahl-
briefumschlag angegebenen Stelle ab.

 

Worauf müssen Sie besonders achten?

- Der Wahlbrief muss spätestens am Wahltag bis 18.00 Uhr 3) bei dem/der Vorsitzenden des Ge-
meindewahlausschusses der Gemeinde, die auf dem hellroten 2) Wahlbriefumschlag angegeben
ist, eingegangen sein. Wahlbriefe, die verspätet eingehen, werden nicht mehr berücksichtigt!

 

- Innerhalb der Bundesrepublik Deutschland sollte der Wahlbrief spätestens am Donnerstag vor
der Wahl, bei entfernt liegenden Orten noch früher, zur Post gegeben werden. Die Versendung
ist unentgeltlich, wenn er innerhalb des Bundesgebietes im amtlichen (hellroten 2)) Wahlbrief-
umschlag als einfacher Brief bei einem der von der Gemeinde vor der Wahl bekannt gegebenen
Postunternehmen eingeliefert wird. Wird eine besondere Versendungsform gewünscht, so muss
das dafür fällige - zusätzliche - Leistungsentgelt entrichtet werden. Bei Beförderung durch ein an-
deres Postunternehmen ist das dafür fällige Leistungsentegelt in voller Höhe zu entrichten; an-
sonsten kann eine ordnungsgemäße Beförderung nicht gewährleistet werden.

 

- Außerhalb der Bundesrepublik Deutschland sollte der Wahlbrief möglichst bald und am Schalter
eines Postamts eingeliefert sowie Luftpost verlangt werden. Auf dem Wahlbrief ist unterhalb der
Anschrift das Bestimmungsland „ALLEMAGNE“ oder „GERMANY“ anzugeben. Der Wahlbrief ist als
Briefsendung des internationalen Postdienstes grundsätzlich vollständig freizumachen. Deshalb
muss für den Wahlbrief das im Einlieferungsland zu entrichtende Entgelt gezahlt werden. Falls
ein Wahlberechtigter Bedenken hat, den Wahlbrief wegen seiner Kennzeichnung und Farbe durch
die Post im Ausland befördern zu lassen, ist es ihm überlassen, den Wahlbrief in einen neutralen
Briefumschlag zu stecken und diesen bei der Post abzugeben.

 

- Seite 45 von 90 -



- Die Stimmabgabe ist bei der Briefwahl nur gültig, wenn die „Versicherung an Eides statt zur Brief-
wahl“ auf der Vorderseite dieses Wahlscheins unterschrieben und der Wahlschein im Wahlbrief-
umschlag beigefügt ist.

 

Stimmabgabe mit Hilfe einer anderen Person

- Wahlberechtigte, die des Lesens oder Schreibens unkundig sind oder wegen einer Behinderung
an der Abgabe ihrer Stimme gehindert sind, können sich der Hilfe einer anderen Person bedie-
nen. In diesem Fall wird die »Versicherung an Eides statt zur Briefwahl« von der Hilfsperson un-
terzeichnet. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben.

 

- Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer von dem/der Wahlberechtigten
selbst getroffenen und geäußerten Wahlentscheidung beschränkt (zulässige Assistenz). Unzuläs-
sig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte
Willensbildung oder Entscheidung des/der Wahlberechtigten ersetzt oder verändert oder wenn
ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht. Auf die Strafbarkeit einer im Rahmen zulässiger
Assistenz entgegen der Wahlentscheidung des/der Wahlberechtigten oder ohne eine geäußerte
Wahlentscheidung des/der Wahlberechtigten erfolgten Stimmabgabe (§ 107a Absatz 1 und 3 des
Strafgesetzbuches) wird hingewiesen.

 

- Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfestellung
von der Wahl des/der Wahlberechtigten erlangt hat.

 

 
Fußnoten
 

1) Nichtzutreffendes entfällt im Vordruck.

2) Bei gleichzeitiger Durchführung mit einer Parlamentswahl oder einer Volksabstimmung ist „hellro-
ten“ durch „gelben“ zu ersetzen.

3) Bei einem anderen Ende der Wahlzeit ist auf diesen Zeitpunkt hinzuweisen.

Anlage 2

(zu § 14 Absatz 3)

Muster des Formblatts für eine Unterstützungsunterschrift für einen Wahlvorschlag
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Rückseite:

Informationen zum Datenschutz

Für die mit Ihrer Unterstützungsunterschrift angegebenen personenbezogenen Daten gilt:

1. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient dazu, die Mindestzahl von Unterstützungs-
unterschriften für Wahlvorschläge nach § 8 Absatz 1 Satz 1 1) / § 8 Absatz 1 Satz 2 1) / § 50 Ab-
satz 1 1) des Kommunalwahlgesetzes nachzuweisen.

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von Artikel 6 Absatz 1
Satz 1 Buchstabe c und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g der Datenschutz-Grundverordnung in Ver-
bindung mit § 8 1) / §§ 8, 49 und § 50 1) des Kommunalwahlgesetzes und den §§ 14, 17 und 18
der Kommunalwahlordnung.

 

2. Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereitzustellen.

Ihre Unterstützungsunterschrift für den Wahlvorschlag der Partei oder Wählervereinigung ist je-
doch nur mit diesen Angaben gültig.

 

3. Verantwortlich für die Verarbeitung der mit Ihrer Unterstützungsunterschrift angegebenen perso-
nenbezogenen Daten ist die Unterstützungsunterschriften sammelnde Partei oder Wählervereini-
gung (..........................) 2) .

Nach Einreichung der Unterstützungsunterschriften beim Gemeindewahlausschuss 1) / Kreiswahl-
ausschuss 1) / Verbandswahlausschuss 1) ist der/die 1) Vorsitzende des Ausschusses (Anschrift:
Bürgermeisteramt 1) / Landratsamt 1) ..........................) 3) für die Verarbeitung der personenbe-
zogenen Daten verantwortlich.

Verantwortlich für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten bei der Erstellung der Wahl-
rechtsbescheinigung ist die Gemeindebehörde, bei der Sie mit Ihrem Hauptwohnsitz gemeldet
sind.

 

4. Empfänger der personenbezogenen Daten ist der Gemeindewahlausschuss 1) / Kreiswahlaus-
schuss 1) / Verbandswahlausschuss 1) .

Im Rahmen der Wahlprüfung und im Falle von Wahleinsprüchen können auch die Rechtsauf-
sichtsbehörde (..........................) 4) und gegebenenfalls beteiligte Gerichte Empfänger der perso-
nenbezogenen Daten sein.

 

5. Die Frist für die Speicherung der personenbezogenen Daten richtet sich nach § 57 Absatz 2 der
Kommunalwahlordnung: Formblätter mit Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge sind
nach der rechtskräftigen Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl zu vernichten.

 

6. Nach Artikel 15 der Datenschutz-Grundverordnung können Sie von dem Verantwortlichen über
die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten Auskunft verlangen.

 

7. Nach Artikel 16 der Datenschutz-Grundverordnung können Sie von dem Verantwortlichen die Be-
richtigung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen. Dadurch wird Ihre Unterstützungsunter-
schrift nicht zurückgenommen.

 

8. Nach Artikel 17 der Datenschutz-Grundverordnung können Sie von dem Verantwortlichen die un-
verzügliche Löschung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen, soweit Ihre personenbezoge-
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nen Daten für die Zwecke, für die sie verarbeitet wurden nicht mehr notwendig sind und die Spei-
cherfrist abgelaufen ist, Ihre personenbezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden oder
der Verantwortliche zur Löschung verpflichtet ist. Dadurch wird Ihre Unterstützungsunterschrift
nicht zurückgenommen.

 

9. Nach Artikel 18 der Datenschutz-Grundverordnung können Sie von dem Verantwortlichen statt
der Löschung die Einschränkung der Verarbeitung verlangen, soweit Ihre personenbezogenen Da-
ten für die Zwecke, für die sie verarbeitet wurden nicht mehr notwendig sind oder Ihre personen-
bezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. Sie können die Einschränkung der Verarbei-
tung auch dann verlangen, wenn Sie der Auffassung sind, dass Ihre personenbezogenen Daten
unrichtig sind. Durch einen Antrag auf Einschränkung der Verarbeitung wird Ihre Unterstützungs-
unterschrift nicht zurückgenommen.

 

10. Beschwerden können Sie an den Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informations-
freiheit (Anschrift: Königstraße 10a, 70173 Stuttgart; E-Mail: poststelle@lfdi.bwl.de) oder gegebe-
nenfalls an den Datenschutzbeauftragten des jeweils für die Datenverarbeitung Verantwortlichen
(siehe oben Nummer 3) richten.

 

 
Fußnoten
 

1) Nichtzutreffendes entfällt im Vordruck.

2) Name und Kontaktdaten sind von der Partei oder Wählervereinigung einzutragen.

3) Name und Anschrift der Dienststelle des/der Ausschussvorsitzenden eintragen.

4) Name und Anschrift der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde eintragen.

Anlage 3a

(zu § 24 Absatz 1)

Muster des Stimmzettels für die Wahl des Gemeinderats, Ortschafts-
rats, Bezirksbeirats oder Kreistags bei mehreren Wahlvorschlägen
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Anlage 3b

(zu § 24 Absatz 1)

Muster des Merkblatts zu den Stimmzetteln nach dem Muster der Anlage 3a
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Anlage 4a

(zu § 24 Absatz 1 und 2)

Muster des Stimmzettels für die Wahl des Gemeinderats, des Ortschaftsrats, des Be-
zirksbeirats, des Kreistags oder der Regionalversammlung bei einem Wahlvorschlag
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Anlage 4b

(zu § 24 Absatz 1 und 2)

Muster des Merkblatts zu den Stimmzetteln nach dem Muster der Anlage 4a
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Anlage 5

(zu § 24 Absatz 1 und 2)

Muster des Stimmzettels für die Wahl des Gemeinderats, des Ortschaftsrats, des Be-
zirksbeirats, des Kreistags oder der Regionalversammlung ohne einen Wahlvorschlag
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Anlage 6a

(zu § 24 Absatz 1)

Muster des Stimmzettels für die unechte Teilortswahl mit mehreren Wahlvorschlägen
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Anlage 6b

(zu § 24 Absatz 1)

Muster des Merkblatts zu den Stimmzetteln nach dem Muster der Anlage 6a
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Anlage 7a

(zu § 24 Abs. 1)

Muster des Stimmzettels für die unechte Teilortswahl bei einem Wahlvorschlag
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Anlage 7b

(zu § 24 Absatz 1)

Muster des Merkblatts zu dem Stimmzettel nach dem Muster der Anlage 7a
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Anlage 8

(zu § 24 Absatz 1)

Muster des Stimmzettels für die unechte Teilortswahl ohne einen Wahlvorschlag

- Seite 67 von 90 -



- Seite 68 von 90 -



Anlage 9

(zu § 24 Absatz 3)

Muster des Stimmzettels für die Bürgermeister-
wahl mit mehreren Bewerbern/Bewerberinnen
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Anlage 10

(zu § 24 Absatz 3)

Muster des Stimmzettels für die Bürgermeisterwahl mit einem Bewerber/einer Bewerberin
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Anlage 11

(zu § 24 Absatz 3)

Muster des Stimmzettels für die Bürgermeisterwahl ohne Bewerber/Bewerberinnen
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Anlage 12

(zu § 11 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 und § 24 Absatz 4 Satz 2)

Muster des Stimmzettelumschlags für die Briefwahl
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Anlage 13

(zu § 11 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 und § 24 Absatz 4 Satz 3)

Muster des Wahlbriefumschlags
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Anlage 14

(zu § 24 Absatz 2)

Muster des Stimmzettels für die Wahl der Regio-
nalversammlung bei mehreren Wahlvorschlägen
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Anlage 15

(zu § 20 Absatz 2)

Muster des Formblatts für eine Unterstütungsunterschrift für die (Ober-)Bürgermeisterwahl
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Rückseite:

Informationen zum Datenschutz

Für die mit Ihrer Unterstützungsunterschrift angegebenen personenbezogenen Daten gilt:

1. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient dazu, die Mindestzahl von Unterstützungs-
unterschriften für Bewerbungen zur Oberbürgermeisterwahl/Bürgermeisterwahl 1) nach § 10 Ab-
satz 3 des Kommunalwahlgesetzes nachzuweisen.

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von Artikel 6 Absatz 1
Satz 1 Buchstabe c und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g der Datenschutz-Grundverordnung in Ver-
bindung mit § 10 des Kommunalwahlgesetzes und § 20 der Kommunalwahlordnung.

 

2. Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereitzustellen.

Ihre Unterstützungsunterschrift für den Bewerber/die Bewerberin 1) ist jedoch nur mit diesen An-
gaben gültig.

 

3. Verantwortlich für die Verarbeitung der mit Ihrer Unterstützungsunterschrift angegebenen perso-
nenbezogenen Daten ist der/die 1) Unterstützungsunterschriften sammelnde Bewerber/Bewerbe-
rin 1) (siehe Vorderseite).

Nach Einreichung der Unterstützungsunterschriften beim Gemeindewahlausschuss ist der/die 1)

Vorsitzende des Gemeindewahlausschusses (Anschrift: Bürgermeisteramt ..........................) 2) für
die Verarbeitung der personenbezogenen Daten verantwortlich.

 

4. Empfänger der personenbezogenen Daten ist der Gemeindewahlausschuss.

Im Rahmen der Wahlprüfung und im Falle von Wahleinsprüchen können auch die Rechtsauf-
sichtsbehörde (..........................) 3) und gegebenenfalls beteiligte Gerichte Empfänger der perso-
nenbezogenen Daten sein.

 

5. Die Frist für die Speicherung der personenbezogenen Daten richtet sich nach § 57 Absatz 2 der
Kommunalwahlordnung: Formblätter mit Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge sind
nach der rechtskräftigen Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl zu vernichten.

 

6. Nach Artikel 15 der Datenschutz-Grundverordnung können Sie von dem Verantwortlichen über
die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten Auskunft verlangen.

 

7. Nach Artikel 16 der Datenschutz-Grundverordnung können Sie von dem Verantwortlichen die Be-
richtigung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen. Dadurch wird Ihre Unterstützungsunter-
schrift nicht zurückgenommen.

 

8. Nach Artikel 17 der Datenschutz-Grundverordnung können Sie von dem Verantwortlichen die un-
verzügliche Löschung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen, soweit Ihre personenbezoge-
nen Daten für die Zwecke, für die sie verarbeitet wurden nicht mehr notwendig sind und die Spei-
cherfrist abgelaufen ist, Ihre personenbezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden oder
der Verantwortliche zur Löschung verpflichtet ist. Dadurch wird Ihre Unterstützungsunterschrift
nicht zurückgenommen.

 

9. Nach Artikel 18 der Datenschutz-Grundverordnung können Sie von dem Verantwortlichen statt
der Löschung die Einschränkung der Verarbeitung verlangen, soweit Ihre personenbezogenen Da-
ten für die Zwecke, für die sie verarbeitet wurden nicht mehr notwendig sind oder Ihre personen-
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bezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. Sie können die Einschränkung der Verarbei-
tung auch dann verlangen, wenn Sie der Auffassung sind, dass Ihre personenbezogenen Daten
unrichtig sind. Durch einen Antrag auf Einschränkung der Verarbeitung wird Ihre Unterstützungs-
unterschrift nicht zurückgenommen.

 

10. Beschwerden können Sie an den Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informations-
freiheit (Anschrift: Königstraße 10a, 70173 Stuttgart; E-Mail: poststelle@lfdi.bwl.de) oder gegebe-
nenfalls an den Datenschutzbeauftragten des jeweils für die Datenverarbeitung Verantwortlichen
(siehe oben Nummer 3) richten.

 

 
Fußnoten
 

1) Nichtzutreffendes entfällt im Vordruck.

2) Name und Anschrift der Dienststelle des/der Ausschussvorsitzenden eintragen.

3) Name und Anschrift der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde eintragen.

Anlage 16

(zu § 20 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2)

Muster der Wählbarkeitsbescheinigung für die (Ober-)Bürgermeisterwahl
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Rückseite:

Auszug aus dem Kommunalwahlgesetz für Baden-Württemberg

§ 10 Absatz 4

(4) Den Bewerbungen ist eine Bescheinigung über die Wählbarkeit des Bewerbers anzuschließen (Wähl-
barkeitsbescheinigung). Für die Erstellung der Wählbarkeitsbescheinigung kann die Gemeinde eine Ge-
bühr erheben. Die Bewerber haben zusätzlich gegenüber dem Vorsitzenden des Gemeindewahlaus-
schusses an Eides statt zu versichern, dass sie nicht nach § 46 Absatz 2 der Gemeindeordnung von der
Wählbarkeit ausgeschlossen sind. § 8 Absatz 2 Sätze 1 und 3 bis 5 sind entsprechend anzuwenden.

Auszug aus der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg

§ 46 Absatz 1 und 2

(1) Wählbar zum Bürgermeister sind Deutsche im Sinne von Artikel 116 des Grundgesetzes und Unions-
bürger, die vor Zulassung der Bewerbungen in der Bundesrepublik Deutschland wohnen; die Bewerber
müssen am Wahltag das 25., dürfen aber noch nicht das 68. Lebensjahr vollendet haben und müssen
die Gewähr dafür bieten, dass sie jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne
des Grundgesetzes eintreten.

(2) Nicht wählbar ist, wer von der Wählbarkeit in den Gemeinderat ausgeschlossen (§ 28 Absatz 2) oder
nach § 104 Nummer 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs geschäftsunfähig ist. Nicht wählbar ist ferner,

1. wer aus dem Beamtenverhältnis entfernt, wem das Ruhegehalt aberkannt oder gegen wen in ei-
nem dem Disziplinarverfahren entsprechenden Verfahren durch die Europäische Gemeinschaft,
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft oder in einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum eine entsprechende Maßnahme
verhängt worden ist oder

 

2. wer wegen einer vorsätzlichen Tat durch ein deutsches Gericht oder durch die rechtsprechen-
de Gewalt eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen Gemeinschaft oder eines anderen Ver-
tragsstaats des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zu einer Freiheitsstrafe ver-
urteilt worden ist, die bei einem Beamten den Verlust der Beamtenrechte zur Folge hat,

 

in den auf die Unanfechtbarkeit der Maßnahme oder Entscheidung folgenden fünf Jahren.

§ 28 Absatz 2

(2) Nicht wählbar sind Bürger

1. die vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 14 Absatz 2),

 

2. die infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die Wählbarkeit oder die Fähigkeit
zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzen.

 

Unionsbürger sind auch dann nicht wählbar, wenn sie infolge einer zivilrechtlichen Einzelfallentschei-
dung oder einer strafrechtlichen Entscheidung des Mitgliedstaates, dessen Staatsangehörige sie sind,
die Wählbarkeit nicht besitzen.

§ 14 Absatz 2
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(2) Ausgeschlossen vom Wahlrecht und vom Stimmrecht sind Bürger, die infolge Richterspruchs in der
Bundesrepublik Deutschland das Wahlrecht oder Stimmrecht nicht besitzen.

Anlage 17

(zu § 20 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3)

Muster der Versicherung an Eides statt für die (Ober-)Bürgermeisterwahl

- Seite 87 von 90 -



- Seite 88 von 90 -



Rückseite:

Auszug aus dem Kommunalwahlgesetz für Baden-Württemberg

§ 10 Absatz 4

(4) Den Bewerbungen ist eine Bescheinigung über die Wählbarkeit des Bewerbers anzuschließen (Wähl-
barkeitsbescheinigung). Für die Erstellung der Wählbarkeitsbescheinigung kann die Gemeinde eine Ge-
bühr erheben. Die Bewerber haben zusätzlich gegenüber dem Vorsitzenden des Gemeindewahlaus-
schusses an Eides statt zu

versichern, dass sie nicht nach § 46 Absatz 2 der Gemeindeordnung von der Wählbarkeit ausgeschlos-
sen sind. § 8 Absatz 2 Sätze 1 und 3 bis 5 sind entsprechend anzuwenden.

§ 8 Absatz 2 Sätze 1, 3, 4 und 5

(2) Unionsbürger haben zusätzlich gegenüber dem Vorsitzenden des zuständigen Wahlausschusses an
Eides statt zu versichern, dass sie die Staatsangehörigkeit ihres Herkunftsmitgliedstaates besitzen und
in diesem Mitgliedstaat ihre Wählbarkeit nicht verloren haben. ... Die Erklärung nach Satz 1 und 2 ist mit
dem Wahlvorschlag einzureichen. § 9 Abs. 1 Satz 7 gilt entsprechend. Bei Zweifeln an der Richtigkeit
der Versicherung an Eides statt nach Satz 1 hat der Unionsbürger auf Verlangen eine Bescheinigung der
zuständigen Verwaltungsbehörde seines Herkunftsmitgliedstaates vorzulegen, mit der bestätigt wird,
dass er in diesem Mitgliedstaat seine Wählbarkeit nicht verloren hat oder dass dieser Behörde ein sol-
cher Verlust nicht bekannt ist.

§ 9 Absatz 1 Satz 7

Der Vorsitzende des zuständigen Wahlausschusses ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Ei-
des statt zuständig; er gilt als Behörde im Sinne von § 156 des Strafgesetzbuches.

Ausschluss von der Wählbarkeit nach § 46 Absatz
2 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg

Nicht wählbar zum Oberbürgermeister/Bürgermeister / zur Oberbürgermeisterin/Bürgermeisterin ist
nach § 46 Absatz 2 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO)

- wer infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland das Wahlrecht oder Stimmrecht
nicht besitzt (§ 46 Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 in Verbin-
dung mit § 14 GemO) oder

 

- wer infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die Wählbarkeit oder die Fähigkeit
zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt (§ 46 Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 GemO) oder

 

- wer nach § 104 Nummer 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs geschäftsunfähig ist *) (§ 46 Absatz 2
Satz 1 GemO) oder

 

- wer aus dem Beamtenverhältnis entfernt, wem das Ruhegehalt aberkannt oder gegen wen in ei-
nem dem Disziplinarverfahren entsprechenden Verfahren durch die Europäische Union, in einem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum eine entsprechende Maßnahme verhängt worden
ist, in den auf die Unanfechtbarkeit der Maßnahme oder Entscheidung folgenden fünf Jahren (§ 46
Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 GemO) oder

 

- wer wegen einer vorsätzlichen Tat durch ein deutsches Gericht oder durch die rechtsprechende
Gewalt eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaats
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zu einer Freiheitsstrafe verurteilt wor-
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den ist, die bei einem Beamten/einer Beamtin den Verlust der Beamtenrechte zur Folge hat, in
den auf die Unanfechtbarkeit der Maßnahme oder Entscheidung folgenden fünf Jahren (§ 46 Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 2 GemO) oder

 

- wer als Unionsbürger/Unionsbürgerin ohne deutsche Staatsangehörigkeit infolge einer zivilrechtli-
chen Einzelfallentscheidung oder einer strafrechtlichen Entscheidung des Mitgliedstaates, dessen
Staatsangehörige er/sie ist, die Wählbarkeit nicht besitzt (§ 46 Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit
§ 28 Absatz 2 Satz 2 GemO).

 

 
Fußnoten
 

* Nach § 104 Nummer 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist geschäftsunfähig, wer sich in einem die
freie Willensbestimmung ausschließenden Zustand krankhafter Störung der Geistestätigkeit befin-
det, sofern nicht der Zustand seiner Natur nach ein vorübergehender ist.

 
 

© juris GmbH
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